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1. Das Zerwürfnis zwischen APU-Ost und APU-West:
Die Berliner Zusatzerklärung zur Treysaer Vereinbarung

vom 2. Oktober 1945 
und die Reaktion der Westprovinzen 

Erfüllt mit Unmut über die Treysaer Vereinbarung kehrte Dibelius nach 
Berlin zurück und bemühte sich nachhaltig, sie zumindest in ihrer prak­
tischen Handhabung in seinem Sinne zu korrigieren. Wie selbstver­
ständlich bezeichnete er sich weiter als „Vorsitzender der altpreußischen 
Kirchenleitung", 1 ebenso firmierten auch die übrigen Mitglieder der in
Berlin arbeitenden Leitung der APU ohne irgendeinen einschränkenden 
Zusatz als „Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der altpreussi­
schen Union".2

Für eine Sitzung dieser Kirchenleitung am 2. Oktober 1945 bereitete 
man in Berlin eine „Erklärung zur Treysaer Vereinbarung vom 31. Au­
gust 1945" vor, die einstimmig von allen Teilnehmern der Sitzung (un­
ter denen sich als Gäste auch Vertreter aus den Kirchenprovinzen Sach-

Dibelius an Landesoberpfr. Mitzenheim (Eisenach), Pfr. Dr. Beste (Schwerin) u. Ev. 
Landeskirchenrat für Anhalt (Dessau), Bln.-Charlbg., 8. 9. 1945. EZA 7/1090, BI. 
67 f., 67. - Immerhin hatte es Dibelius Dritten gegenüber verstanden, den Eindruck 
zu vermitteln, dieses Amt ohne irgendwelche Einschränkungen innezuhaben; vgl. 
Ber. über die Tagg. des Lutherrats u. die Kirchenversammlung in Treysa im Aug. 
1945, o. 0., o. Datum. LKArch. Hannover E 6/135: ,,Die Neuordnung der Altpreußi­
schen Union ist so erfolgt, daß Dibelius Bischof von Berlin und Präsident des EOK 
geworden ist." 

2 Niederschr. einer Bespr. von Vertretern d. Landeskirchen d. östl. Besatzungsraumes, 
Bln.-Charlbg., 25. 9. 1945, 1 f. EZA 7/1090, BI. 75 f. 
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sen und Pommern befanden)3 gebilligt wurde. 4 Wegen ihrer nachhalti­
gen Wirkung für die Nachkriegsjahre verdient diese „Berliner Zusatzer­
klärung" besondere Beachtung. 5 

Die Erklärung versucht zunächst, die in Berlin zwischen Ende Mai 
und Anfang August 1945 unternommenen Schritte zur Neuordnung der 
altpreußischen Kirchenleitung zu rechtfertigen: diese seien zur Behe­
bung des Notstands einer fehlenden verfassungsmäßigen Kirchenleitung 
rechtmäßig und kirchlich legitim gewesen. Zum damaligen Zeitpunkt 
habe man noch keine Verbindung zu den westlichen Kirchenprovinzen 
und zum altpreußischen Bruderrat herstellen können. Anläßlich der 
Treysaer Kirchenversammlung sei dies nun zwar möglich geworden, 
doch habe man in Treysa einen anderen Weg zur notrechtlichen Gestal­
tung der altpreußischen Kirchenleitung - den einer Vereinbarung zwi­
schen den Kirchenprovinzen und dem Bruderrat - eingeschlagen. Frei­
lich sei dieses Verfahren ebenfalls unvollkommen, weil die Kirchenpro­
vinzen Sachsen und Pommern an den dortigen Beschlüssen nicht hätten 
mitwirken können. Dennoch sei man in Berlin bereit, den mit der Trey-. 
saer Vereinbarung eingeschlagenen Weg zu beschreiten, ,,indem wir ihr 
namens der genannten Kirchenprovinzen beitreten und sie durch Ver­
ordnung in Kraft setzen". Die altpreußische Kirchenleitung solle künftig 
entsprechend den in Treysa beschlossenen Grundsätzen sowohl aus 
Vertretern der Kirchenprovinzen und des altpreußischen Bruderrats als 
auch aus Vertretern des fortan an die Weisungen der „Gesamtkirchen­
leitung" gebundenen, eine Verwaltungsbehörde darstellenden EOK 
gebildet werden.6 Durch eine „.zweite Verordnung über die Leitung der 
Evangelischen Kirche der altpreußischen Union"7 setzte man den zwei­
ten Teil der Berliner Zusatzerklärung unverzüglich in Kraft.8 

3 Vgl. Prot. KL APU, (Bin.], 2.10.1945, 1. EZA 7/1289. 
4 Vgl. Prot. KL APU, 2. 10. 1945, 1, TOP 4, 2. 
5 Die Zusatzerklärung ist oft als „Treysa II" bezeichnet worden; vgl. z. 8. Söhngen, 8; 

Elliger/ Delius/Söhngen, 158; Delius, 13 7. Das unterstreicht den Rang, den man die­
sem Dokument beimaß. Bei dieser Kurzbezeichnung droht aber eine Verwechslung 
mit der 2. Kirchenversammlung der EKD in Treysa 1947, für die sich ebenfalls die 
Kurzbezeichnung „Treysa II" eingebürgert hat. Da die Zusatzerklärung v. 2. 10. 1945 
nicht in Treysa, sondern in Berlin beschlossen wurde, ist es sachentsprechend, dieses 
Dokument ausschließlich als „Berliner Zusatzerklärung" zu bezeichnen. 

6 Vgl. Erklärung zur Treysaer Vereinbarung v. 31.8.1945, An!. 3 z. Prot. der Sitzung 
der KL APU v. 2.10.1945, 1-3 . EZA 7/1289. 

7 Vgl. KL APU: Zweite Verordnung über die Leitung der Ev. Kirche d. APU. Vom 2. 
Okt. 1945. Bin., 2.10.1945, An!. 4. EZA 7/1289. 

8 Vgl. Prot. KL APU, 2.10.1945, 3-6. 



606 VIII Die APU/EKU als offene und gegliederte Kirchengemeinschaft 

Es sei eine Pflicht der Kirchenleitung, ,,die Einheit des landeskirchlichen Ge­
samtorganismus, in der unaufgebbare kirchliche Werte innerer und äußerer Art" 
beschlossen seien, ,,nach Möglichkeit zu wahren". Die Verhältnisse im östlichen 
Besatzungsraum geböten es, die Beziehungen zwischen den Kirchenprovinzen und 
der Gesamtkirche nicht so weitgehend zu lockern, wie es die Treysaer Vereinbarung 
vorsehe. Das Recht, Notverordnungen über die Neubildung kirchlicher Körper­
schaften, die Rechtsverhältnisse der kirchlichen Amtsträger und das Disziplinarrecht 
zu erlassen, solle bei der Gesamtkirche verbleiben; andere Notverordnungen der 
Provinzialkirchen sollten nur in Kraft treten, wenn sie nach Auffassung der Gesamt­
kirchenleitung nicht die Wahrnehmung der gemeinsamen kirchlichen Belange ge­
fährdeten. In der allgemeinen kirchlichen Verwaltung sollten Personalmaßnahmen 
ebenfalls der Gesamtkirchenleitung vorbehalten bleiben; leitende geistliche Ämter 
und die Stellen der Predigerseminardirektoren sollten aber nur nach Verständigung 
mit den Provinzialkirchen besetzt werden. Auch für die Zukunft war ein Finanzaus­
gleich zwischen den Kirchenprovinzen vorgesehen. Vorschläge für die Gestaltung 
der Kirchenordnungen in den Provinzen sollten seitens eines Arbeitskreises unter­
breitet werden, und auch die Fragen von Bekenntnis und Liturgie wollte man in 
Zukunft weiter im Einvernehmen behandeln und lösen. In der mit „Die Kirchenlei­
tung der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union" unterzeichneten Erklä­
rung gab man schließlich der Gewißheit Ausdruck, im altpreußischen Bruderrat 
sowie im Rheinland und in Westfalen werde man Verständnis für diese Beschlüsse 
aufbringen - die man „vorbehaltlich der für die westlichen Kirchenprovinzen zu 
treffenden Regelung" gefaßt hatte. 

überdies wollte man das (nun als „Landeskirchenleitung" bezeichnete) Gremium 
um einen zweiten Vertreter der pommerschen Provinzialkirche und zwei vom Präsi­
denten für den Einzelfall zu bestimmende Mitglieder des Oberkirchenrats erweitern; 
zudem billigte man der Landeskirchenleitung das Recht zu, ,,zwei Persönlichkeiten 
ihres besonderen Vertrauens" zu kooptieren. Den in Treysa vereinbarten jährlichen 
Wechsel im Vorsitz der Kirchenleitung schränkte man auf die Leitung der Sitzun­
gen ein, die Geschäftsführung aber sollte „ständig in Berlin in Verbindung mit den 
Geschäften des Oberkirchenrats" erfolgen9 - und damit faktisch in der Hand von 
Dibelius verbleiben. 

Unter dem 10. Oktober wurden die westfälische und die rheinische 
Kirchenleitung über die in Berlin gefaßten Beschlüsse informiert und 
ihnen bedeutet, daß man in der für den 6. November 1945 in Aussicht 
genommenen ersten Sitzung der Gesamtkirchenleitung über die beab­
sichtigte Erweiterung der Kirchenleitung beschließen wolle. Da man 
Wert darauf lege, sich in dieser Hinsicht mit den westlichen Provinzial­
kirchen einig zu wissen, werde man es besonders begrüßen, wenn Ver­
treter von dort an der Sitzung teilnehmen könnten. 10 Dazu kam es jedoch 

9 Prot. KL APU, 2.10.1945, 3 f. 
10 Vgl. EOK APU an „die Leitung der Evang. Provinzialkirche der Rheinprovinz" u. 

,,die Leitung der Evang. Provinzialkirche Westfalens", Bln.-Charlbg., 10. 10. 1945. 
EZA 7/4193, BI. 28r-28v. 
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nicht. Die altpreußische (Gesamt-)Kirchenleitung konstituierte sich 
daher am 6. November in Berlin unter ausschließlicher Anwesenheit 
von Abgesandten aus den östlichen Provinzen der APU. 11 Dibelius und 
Tröger wurden als Vertreter des EOK in die Kirchenleitung berufen; 
Dibelius erhielt den Auftrag, namens der brandenburgischen Provinzial­
kirche zunächst den Turnus im Vorsitz des Gremiums zu übernehmen. 
Festgelegt wurde, daß die in Abwesenheit von Vertretern aus den west­
lichen Provinzialkirchen in der Gesamtkirchenleitung gefaßten Be­
schlüsse künftig dort erst nach Verständigung mit den jeweiligen Kir­
chenleitungen in Kraft zu setzen seien.12 Die Gesamtkirchenleitung war 
sich also durchaus bewußt, daß sie sich nicht einfach über die beiden 
Kirchen im Westen hinwegsetzen konnte. 

Die Bewertung der Berliner Beschlüsse vom 2. Oktober 1945 diffe­
riert stark. Offenkundig ist, daß sich die in Berlin bereits etablierte Kir­
chenleitung entschied, zumindest de iure die Treysaer Vereinbarung als 
ein ihrer Entscheidungsbefugnis unterliegendes Dokument zu betrach­
ten; dies fand seinen Ausdruck in dem Beschluß, die Vereinbarung von 
Berlin aus formell in Kraft zu setzen. Durch die Erklärung, der Treysaer 
Vereinbarung auch namens der in Treysa nicht anwesenden östlichen 
Provinzialkirchen beizutreten, 13 äußerte sich das Berliner Gremium zu­
gleich an deren Stelle - was um so auffälliger ist, als an der Sitzung der 
Kirchenleitung in Berlin am 2. Oktober weder aus Pommern noch aus 
der Kirchenprovinz Sachsen stimmberechtigte Vertreter teilnahmen. 14

überdies reklamierte man auch terminologisch den Anspruch, für die 
gesamte altpreußische Landeskirche kirchenleitende Funktion zu besit­
zen, indem man für das kirchenleitende Gremium die Bezeichnung „Ge­
samtkirchenleitung" wählte. 15 Dazu fügt sich, daß man mehrfach beton­
te, es sei den äußeren Verhältnissen der Besatzungszeit zuzuschreiben, 
daß die Verbindungen nach dem Westen nicht in gewohnter Weise auf­
recht erhalten werden könnten; 16 und es wirkt geradezu wie ein Akt der
Nachsicht, wenn man in Anbetracht dessen Rheinland und Westfalen 

11 Vgl. TB EOK 1950, 8. 
12 Vgl. Prot. KL APU-Ost, [Bin.], 6.11.1945, TOP l, 1 f. EZA 7/1289. 
13 Vgl. KL APU: Zweite Verordnung über die Leitung der Ev. Kirche d. APU. Vom 2. 

Okt. 1945. Entw. [unveränd. angenommen]. Als An!. 4 zu: Prot. KL APU, 2. 10. 
1945. EZA 7/1289. 

14 Aus diesen Provinzen anwesende Vertreter hatten nur Gästestatus; vgl. Prot. KL 
APU, 2. 10. 1945, Teilnehmerliste, 1. 

15 Erklärung zur Treysaer Vereinbarung v. 31. 8. 1945. Anl. 3 z. Prot. der Sitzung d. 
KL APU v. 2.10.1945, 3. 

16 Vgl. Erklärung zur Treysaer Vereinbarung v. 31. 8. 1945, An!. 3, 4. 6. 
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die man weiterhin als „Provinzialkirchen" titulierte - rückwirkend nicht 
die Berechtigung absprach, selbständig für eine Neuordnung der kirchli­
chen Verhältnisse in ihrem Bereich gesorgt zu haben. Auch wenn mit 
der Berliner Zusatzerklärung zunächst nur Regelungen für den Bereich 
der östlichen Kirchenprovinzen getroffen wurden, versäumte man je­
doch nicht, ausdrücklich festzuhalten, daß dies „vorbehaltlich der für die 
Westprovinzen zu treffenden Regelungen" geschehe. 17 In der Summe 
leidet es keinen Zweifel, daß man versuchte, der in der Treysaer Ver­
einbarung fixierten weitgehenden Verselbständigung der Provinzialkir­
chen nicht nur für den östlichen, sondern auch für den westlichen Be­
reich zu wehren. 

Daß die Beschlüsse vom 2. Oktober 1945 als ein wohl kalkulierter Affront gegen 
die Treysaer Vereinbarung zu begreifen sind, stellt der Vergleich zwischen den 
zunächst gefertigten Entwürfen und der schließlich verabschiedeten Fassung der 
Berliner Zusatzerklärung unter Beweis. So war im ersten Entwurf vorgesehen, daß 
die Mitglieder der in Berlin gebildeten altpreußischen Kirchenleitung ihre Ämter 
zur Verfügung stellten, um auf diese Weise den Weg zur Bildung der Gesamtkir­
chenleitung nach den Grundsätzen der Treysaer Vereinbarung frei zu machen.18 Zu
diesem Weg der Anerkenntnis des in Treysa Beschlossenen vermochte man sich 
aber, wie dargestellt, nicht durchzuringen. Auch die zunächst beabsichtigten Aussa­
gen über das Verhältnis zu Rheinland und Westfalen korrigierte man. War im Ent­
wurf noch von der engen Verbindung der östlichen Kirchenprovinzen mit den evan­
gelischen Kirchen Westfalens und der Rheinprovinz in dieser schicksalsschweren 
Zeit und von dem Vertrauen die Rede, daß die innere Verbundenheit von Ost und 
West „uns dereinst wieder zusammenführen wird, sei es in dem bisherigen Rahmen, 
sei es auch auf der höheren Ebene der geeinten Evangelischen Kirche in Deutsch­
land, für deren Gestaltung neue konstruktive Grundlagen zu gewinnen die gegen­
wärtige Entwicklung berufen sein mag", 19 so blendete man diese Perspektive in der 
schließlich verabschiedeten Fassung ganz aus und sprach statt dessen davon, daß 
unter den uns auferlegten äußeren Verhältnissen die Gemeinschaft mit den Provin­
zialkirchen Westfalens und der Rheinprovinz leider nicht so eng sein könne wie 
bisher, daß man aber darauf vertraue, daß sich die innere Verbundenheit von Ost 
und West „als stark genug erweisen wird, auch diese Notzeit zu überdauem."20 Auf 
den „groben Klotz" von Treysa vom 31. August 1945, wo man auf die in Berlin (im 
wesentlichen von Dibelius) eingeleiteten Schritte zur Bildung einer altpreußischen 
Kirchenleitung keine Rücksicht genommen hatte, setzte man nun am 2. Oktober 
1945 den „groben Keil" der Berliner Zusatzerklärung, die die Treysaer Vereinba­
rung auf das hier für richtig gehaltene Maß zurechtzuklopfen versuchte. 

17 Erklärung zur Treysaer Vereinbarung v. 31. 8. 1945, An!. 3, 4. 
18 Vgl. Erklärung zur Treysaer Vereinbarung v. 31. 8. 1945, 1. Entw. (7 S.; mit hand­

schriftl. Anm. Söhngens), o. 0., o. Datum, 4. EZA 628/133. 
19 Erklärung zur Treysaer Vereinbarung v. 31. 8. 1945, l .  Entw., 6 f. 
20 Erklärung zur Treysaer Vereinbarung v. 31. 8. 1945. Anl. 3, 6. 
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Die - nicht überraschend eintretende - Folge war eine erhebliche 
Verschärfung der zwischen Ost und West Altpreußens ohnehin schon 
bestehenden Spannungen. Die Hauptverantwortung für diese Entwick­
lung trug die Kirchenleitung in Berlin. So wie man dort für die Leitung 
der altpreußischen Kirche schon vor der Treysaer Kirchenversammlung 
vollendete Tatsachen hatte schaffen wollen, so setzte man sich nun ohne 
Zögern über wesentliche Bestandteile der Treysaer Vereinbarung hin­
weg; ja man schreckte nicht davor zurück, die darin festgelegte weitge­
hende Verselbständigung der altpreußischen Provinzialkirchen bei der 
EKD als eine zweifelhafte Entwicklung zu diskreditieren21 und auch 
privatim zu bekennen, beabsichtigt zu haben, möglichst wenig an der 
hergebrachten Arbeitsweise des EOK zu ändern. 

Benn schreibt: ,,Tröger, Söhngen, [Walter] Heyer, [Heinz] Gefaeller und ich re­
präsentieren den alten Stamm, Dibelius und Böhm . . .  den revolutionären Schwung. 
Vor allem bin ich sehr froh darüber, daß der Sturm, der von Treysa her über uns 
hereinzubrechen drohte, sich in den weiten östlichen Gefilden stark verflüchtigt hat. 
Wir arbeiten innerhalb des Ostraums nicht wesentlich anders als vorher.'.22 

Dem Westen blieb erneut nur die Möglichkeit, - inzwischen außeror­
dentlich gereizt - zu reagieren. Gemäß der in Treysa getroffenen Ab­
sprache wurden alsbald die Weichen zur Bildung einer „Abteilung 
West" der altpreußischen Kirchenleitung gestellt, die sich aus den Präsi­
des der rheinischen und der westfälischen Kirche sowie je zwei bis drei 
Mitgliedern der beiden Kirchenleitungen zusammensetzen sollte. Letz­
tere waren je nach dem zur Verhandlung anstehenden Sachgebiet zu 

21 Vgl. EOK APU an Rat EKD (z.Hd. des Vorsitzenden, Landesbischof Wurm), Bln.­
Charlbg., 10. 10. 1945. EZA 7/4193, BI. 29. In BI. 29r bezeichnete man zunächst 
Präses Koch, der ja die Treysaer Vereinbarung der dortigen Kirchenversammlung 
zur Kenntnis gebracht hatte, als Vorsitzenden der westfälischen „Provinzialkirchen­
leitung", während man andererseits von der „unter dem 7. 8. 45 in Berlin bereits ge­
bildeten Landeskirchenleitung" sprach, die die Treysaer Vereinbarung am 2. 10. 
1945 „als landeskirchliches Recht in Kraft gesetzt" habe. Auf der gleichen Linie 
bewegte sich die Rede von der gewissen „Umgestaltung und Erweiterung der bis­
herigen Gesamtkirchenleitung" (BI. 29r-29v) und die Selbstbezeichnung Dibelius' 
als „Vorsitzender der altpr. Kirchenleitung" (BI. 29v). Dibelius ersetzte auch eigen­
händig die zunächst von OKonsR Benn im Entwurf des Schreibens verwendete 
Formulierung „Nicht ohne ernste Sorge hat die altpr. Kirchenleitung durch Annah­
me der Treysaer Vereinbarung dieser Entwicklung [der Verselbständigung der Pro­
vinzialkirchen] im gegenwärtigen Augenblick Geltung verschafft" durch die erheb­
lich mehr Distanz ausdrückende Formulierung „Diese Entwicklung sieht die alt­
preußische Kirchenleitung nicht ohne ernste Sorge mit an." 

22 Benn an Steckelmann, Bln.-Charlbg., 30.11.1945. EZA 601/ l a. 
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bestimmen.23 Zur konstituierenden Sitzung versammelte sich diese Kir­
chenleitung am 3. November 1945 in Bethel.24 Zu diesem Zeitpunkt 
hatte man noch keine offizielle Kenntnis von der Berliner Zusatzerklä­
rung erhalten; Präses Koch lag aber eine nicht unterzeichnete, mit „Die 
Kirchenleitung der evangelischen Kirche der A.P.U." unterschriebene 
Abschrift des Dokuments vor25 

- die sogleich zum ersten Beratungs­
thema der gerade konstituierten Kirchenleitung der APU-West bestimmt 
wurde. Da ihr Inhalt auf „starke Bedenken" stieß, wurde sie der rheini­
schen und der westfälischen Kirchenleitung zur näheren Prüfung zuge­
leitet. 26 

Ansonsten befaßte man sich unter anderem mit der Frage, ob der Name der rhei­
nischen Kirche mit „Evangelische Kirche der Rheinprovinz" richtig gewählt sei, da 
deren Gebiet auch das Saarland und zwei Kreise in der Provinz Hessen-Nassau um­
fasse; es wurde erörtert, den Begriff „Konsistorium" durch „Landeskirchenamt" zu 
ersetzen, und man überlegte, wann und unter welchen Bedingungen die jeweiligen 
Provinzialsynoden zusammentreten könnten, und beschloß, einen gemeinsamen 
Entwurf für eine Presbyterwahlordnung den Kreissynoden zur Beratung vorzulegen. 
Die westfälische Kirchenleitung erklärte, sie werde einen „Beirat" berufen, ,,damit 
die K lage verstummt, in der Kirchenleitung seien nur Theologen vertreten"; schließ­
lich beschloß man einstimmig eine Notverordnung über die Bildung von Rechts­
ausschüssen. 27 

Keineswegs war man im Westen gewillt, das Berliner Vorgehen zu 
tolerieren. 

Karl Koch an Hans Asmussen: ,,Was sagen Sie dort zu den Auslassungen von 
Dr. Dibelius über das Treysaer Abkommen bezüglich der Altpreußischen Union? 

23 Verhand1ungsniederschr. KL Ev. Kirche v. Westf., Bie1ef., 21. 9. 1945, TOP 2c, 47. 
LKArch. Bielef. 0,0 (neu) Gen. A 3-07 I. 

24 So Yerhand1ungsniederschr. KL Ev. Kirche v. Westf., Bielef., 19. 10. 1945, TOP 
2d, 67 f. LKArch. Bielef. 0,0 (neu) Gen. A 3-07 I. Vgl. auch Ev. Kirche v. Westf. 
(Koch) an KL Ev. Kirche d. Rheinprov., Bielef., 25. 10. 1945. LKArch. Düsseld. 
Kons. Rheinprov. B I a 62. - Als westfälische Vertreter wurden von der Kirchen­
leitung neben Präses Koch Lücking u. Sup. H. Kunst (vgl. Verhandlungsniederschr. 
KL Ev. Kirche v. Westf., Bie1ef., 19. I 0. 1945, TOP 2d, 68), aus dem Rheinland die 
Kirchenleitungsmitglieder Beckmann, Hamey, Stoltenhoff, Rößler und Mensing 
benannt (vgl. KL Ev. Kirche d. Rheinprov. an KL Ev. Kirche v. Westf., o. 0., 
27. 10. 1945. LKArch. Düsseld. Kons. Rheinprov. B I a 62); Hamey nahm dann 
aber doch nicht an der Sitzung teil; vgl. Prot. KL APU-West, Bethel, 3. 11. 1945, 
Anwesenheitsliste. LKArch. Düsseld. 11-2-6-1.

25 So Prot. KL APU-West, Bethel, 3. 11. 1945, TOP 2. 
26 Prot. KL APU-West, Bethel, 3. 11. 1945, TOP 2. 
27 Vgl. Notverordnung über die Bildung von Rechtsausschüssen in den Ev. Kirchen v. 

Westf. u. d. Rheinprov., Bethel, 3. 11. 1945; abgedr. in: KABI. Ev. Kirche v. Westf. 
1946, Nr. 3, 25. 3. 1946, 9. 
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Wir werden es nicht unwidersprochen lassen und Ihnen unsere Entgegnung dem­
nächst mitteilen. Wir bewerten die Auslegung von Dr. Dibelius als den Versuch, 
dem Abkommen von Treysa ein wesentliches Stück seines Inhalts zu nehmen. "28 

Koch an Gottfried Traub: ,,Wir hier in Westfalen und die Brüder im Rheinland sind 
nicht gewillt, noch einmal die Abhängigkeit von Berlin auf uns zu nehmen, wo wir 
hier unmittelbar neben uns zwei kleine Kirchen in völliger Selbständigkeit ihre 
Dinge ordnen sehen: Schaumburg-Lippe und Lippe."29 Karl Lücking an Wilhelm
Niese!: ,,Der Kurs, den Otto [Dibelius] einhält, ist so, daß wir dazu nicht mehr 
schweigen können. Es steht das nicht nur im Widerspruch zu den Vereinbarungen 
von Treysa, sondern noch mehr im Gegensatz zu all dem, was wir in der BK vorher 
erarbeitet und festgelegt hatten. "30 

Zunächst entschloß man sich, den Text der Treysaer Vereinbarung 
drucken zu lassen, um ihn so besser bekannt machen zu können. 31 W e­
nig später sprach sich Präses Koch (nach einem Entwurf Mensings) 
scharf gegen die Berliner Zusatzerklärung aus. Er nahm nicht nur an der 
in Berlin verwendeten Bezeichnung „Gesamtkirchenleitung" Anstoß, 
sondern beanstandete auch, daß die dort beschlossene Erweiterung der 
Kirchenleitung das Gewicht „über den in Artikel III des Treysaer Proto­
kolls festgelegten Umfang hinaus ... sehr zu Gunsten der östlichen Pro­
vinzen" verschiebe.32 Nicht einverstanden zeigte er sich auch mit den 
von der Berliner Kirchenleitung inzwischen eingeleiteten Maßnahmen 
zum Abbau der aufgrund des Verlustes der östlich der Oder gelegenen 
Kirchenprovinzen nicht mehr benötigten und aufgrund der finanziellen 
Engpässe nicht mehr finanzierbaren Beamtenstellen der altpreußischen 
Kirchenverwaltung,33 von dem in der Praxis insbesondere die durch ihr 
Verhalten in der Zeit des Dritten Reiches belasteten Kirchenbeamten 

28 Ev. Kirche v. Westf. (Koch) an Asmussen, Bielef., 15. 11. 1945. LKArch. Bielef. 
0,3-107, 1. 

29 Ev. Kirche v. Westf. (Koch) an Traub, Bielef., 4.12. 1945. BA Kobl. N 1059/28. 
30 Lücking an Niese!, Barkhausen [Porta], 6. 12. 1945. EZA 619/3 II. 
31 Zu entnehmen aus: Ev. Kirche v. Westf. (Koch) an Traub, Bielef., 4. 12. 1945; 

sowie aus: Koch an Dr. Hoener, Bielef., 26. 10. 1945. LKArch. Bielef. 0,3-107,1. 
Zuvor war die Treysaer Vereinbarung kaum bekannt geworden; Wilhelm Niemöller 
etwa klagte Ende Okt.: ,,Von Treysa weiss z.B. kein Mensch." W. N1emöller an 
Lücking, Bielef., 22. 10. 1945. LKArch. Bielef. 3, 10-20,2. 

32 Ev. Kirche v. Westf. (Koch) an Mensing, Bielef., 7. 12. 1945. LKArch. Düsseld. 
Kons. Rheinprov. B I  a 65. 

33 Ein entsprechender Beschluß war am 6. 11. 1945 in Berlin gefaßt worden; vgl. Prot. 
KL APU-Ost [Bin.], 6. 11. 1945, TOP 3, 2. EZA 7/1289. - Die Situation charakter­
isierte OKonsR Benn wenig später so: ,,Hier im Osten stehen wir im Zeichen weit­
gehenden Abbaus, da die Finanzlage und der Ausfall von 4 Kirchenprovinzen dazu 
zwingt." Benn an F. K. Horn, Bln.-Charlbg., 31. 12. 1945. EZA 601/la. 
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betroffen waren.34 Da deren Versorgung, soweit sie sich nicht in der 
russischen Besatzungszone aufhielten, allein durch die rheinische und 
die westfälische Kirche aufgebracht werden müsse, könne es nicht an­
gehen, daß entsprechende Beschlüsse ohne Zustimmung der Vertreter 
der beiden westlichen Kirchen gefaßt würden. 35 

Noch bevor man sich Mitte Januar 1946 bei der zweiten Sitzung der 
Kirchenleitung für die Westprovinzen endgültig in dieser Frage ab­
stimmte und die Position gegenüber der in Berlin tätigen Kirchenleitung 
formulierte,36 ließ Koch seine Sicht des Problems Dibelius in krasser 
Form wissen. Den Anlaß dazu bot ein von Dibelius bei seinem Amtsan­
tritt als Präsident des EOK am 10. August 1945 an die Beamten und 
übrigen Mitarbeiter der altpreußischen Kirchenverwaltung gerichtetes 
Schreiben,37 in dem er unter anderem einen starken Stellenabbau ange­
kündigt hatte. Dieses Schreiben gelangte - mit dem Ersuchen, es auch 
im Konsistorium in Münster bekannt zu machen - erst im Dezember in 
die Hand Kochs.38 Koch leitete es weiter und teilte Dibelius mit, er habe 
Konsistorialpräsident Thümmel gebeten, die Beamten dabei „darauf 
aufmerksam zu machen, daß das Konsistorium nach der Neuordnung 
der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union Verwaltungsstelle 
der westfälischen Kirchenleitung ist (Art. I des Treysaer Protokolls) und 
daß dem Herrn Präsidenten des Evangelischen Oberkirchenrats, der 
Verwaltungsstelle der z[ur] Z[ei]t noch nicht gebildeten Gesamt-Kir­
chenleitung (Art. V des Treysaer Protokolls), die Dienstaufsicht gegen­
über den dortigen Beamten nicht mehr zusteht". Koch beschloß sein 
Schreiben an Dibelius mit der lapidaren Feststellung: ,,Der EOK wird 

34 Vgl. dazu die diesbezügliche Zusammenstellung in dem von K. Bohla gefertigten 
Ber. über die Sitzung der KL APU-Ost, in der erste Personalentscheidungen getrof­
fen wurden: Bohla, K., Ber. über die Sitzung der KL d. Ev. Kirche der APU v. 4. 12. 
1945, o. 0., TOP II, 2. LKArch. Bielef. 5,1-700, l .  

35 So Ev. Kirche v. Westf. (Koch) an Mensing, Bielef., 7. 12. 1945. LKArch. Düsseld. 
Kons. Rheinprov. B I a 65. Dieser Position Kochs schloß man sich rheinischerseits 
bereitwillig an; vgl. Mensing an Koch, o. 0., 20. 12. 1945. LKArch. Düsseld. Kons. 
Rheinprov. B I  a 65. 

36 Vgl. Prot. KL APU-West, Bethel, 17.-19. l. 1946, TOP 4. LKArch. Düsseld. LKA 
11-2-6-1. Die Grundlage für die Stellungnahme stellte der von Mensing gefertigte
Entwurf dar, der noch ergänzt wurde.

37 Vgl. Präs. EOK APU (Dibelius) an Mitglieder, Beamte u. Angestellte der allg. Ver­
waltung der APU, Bln.-Dahlem, 10. 8.1945. EZA 7/020, 81. 279. 

38 So zu entnehmen aus: Ev. Kirche v. Westf. (Koch) an Präs. EOK APU, Bielef., 27. 
12. 1945. EZA 7/4193, BI. 58.
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z[ur] Z[eit] nur als Verwaltungsstelle der Kirchenleitung Ost der alt­
preußischen Union tätig. "39 

Auf dasselbe lief ein von der Kirchenleitung West am 18. Januar 
1946 abgefaßtes Schreiben an die „Leitung der Evangelischen Kirche 
der Union für die Ostprovinzen" hinaus,40 in welchem man sein „Be­
fremden" über die in Berlin am 2. Oktober 1945 gefaßten Beschlüsse 
aussprach und die Überzeugung äußerte, die Treysaer Vereinbarung 
vom 31. August 1945 trage ihre Rechtsgültigkeit in sich selbst und be­
dürfe nicht der Zustimmung einer Notkirchenleitung, die sich ohne Mit­
wirkung der Westprovinzen in Berlin Anfang August 1945 gebildet 
habe: ,,Dass eine solche Bestätigung in Frage kommen würde, ist bei 
den Besprechungen in Treysa in keiner Weise zum Ausdruck gekom­
men. Wäre dies geschehen, so hätten wir gleich erklärt, dass wir dies 
nicht für nötig hielten."41 Überdies bestritt man der Berliner Leitung das 
Recht, namens der in Treysa nicht vertretenen Provinzialkirchen deren 
Beitritt zur Treysaer Vereinbarung zu erklären; erforderlich seien viel­
mehr eigenständige Erklärungen dieser Provinzialkirchen. Schon gar 
nicht könne man es für zulässig halten, wenn in der Berliner Zusatzer­
klärung Befugnisse der Kirchenleitung über das, was in Treysa verein­
bart worden sei, hinaus ausgedehnt würden, weil sie „dem Geist des 
Treysaer Abkommens zuwider die dort grundsätzlich ausgesprochene 
Eigenverantwortung der Kirchen der Provinzen zugunsten einer kirchli­
chen Zentralgewalt erheblich abschwächen".42 Es widerspreche Wort­
laut und Sinn der Treysaer Vereinbarung, wenn der EOK weiterhin 
Verfügungen „An die Konsistorien unseres Aufsichtsbereiches" ausge­
hen lasse, da Oberkirchenrat und Konsistorien nicht mehr Organe der 
Kirchenleitung seien, sondern nur noch Verwaltungsstellen der ihnen 
jeweils übergeordneten Kirchenleitung; Weisungen könne der EOK 
darum nicht mehr erteilen. ,,Wollten wir dies zulassen, so würden wir 
das Treysaer Abkommen in einem entscheidenden Punkt ausser Kraft 
setzen. "43 Hinsichtlich der in Berlin beschlossenen Erweiterung der 
Gesamtkirchenleitung vertrat man die schon von Präses Koch vorge­
zeichnete Position. Man sei selbstverständlich bereit, über eine Abände­
rung der Treysaer Vereinbarung in Verhandlungen einzutreten, doch 

39 Ev. Kirche v. Westf. (Koch) an Präs. EOK APU, Bielef., 27. 12. 1945. 
40 Vgl. dazu Stiewe, 224. 
41 KL APU-West an KL APU-Ost, Bielef., 18.1.1946. EZA 7/4193, BI. 67-69; Zitat 

a. a. 0., 1, BI. 67.
42 KLAPU-West an KLAPU-Ost,Bielef., 18. J.1946,2,Bl. 67f. 
43 KL APU-West an KL APU-Ost, Bielef., 18.1.1946, 3, BI. 69; vgl. Delius, 139. 
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dazu müsse es zu persönlichen Beratungen unter den Beteiligten kom­
men. Es gehe nicht an, daß „von einem Teil der Vertragspartner vollen­
dete Tatsachen geschaffen werden".44 Solange die (gemäß der Treysaer 
Vereinbarung zu bildende, also von Westfalen und Rheinland für noch 
nicht konstituiert gehaltene!) Gesamtkirchenleitung nicht zu regelmäßi­
gen Sitzungen zusammentreten könne, müsse es bei einer getrennten 
Wahrnehmung der kirchenleitenden Aufgaben bleiben. 

„Es liegt uns durchaus am Herzen, dass der Bestand der Evangelischen Kirche 
der Altpreussischen Union aufrechterhalten bleibt. Aber wir sind der Meinung, dass 
dazu die Vereinbarung von Treysa ausreicht, wenn sie von allen Beteiligten innege­
halten wird."45 

Trotz dieser verbalen Beteuerung, an der Verbindung der altpreußi­
schen Kirche festhalten zu wollen, zeigte man in den Westprovinzen 
keinerlei Neigung, sich um Kontakte und um Verständigung mit Berlin 
zu bemühen. Das durch den Versuch von Dibelius, die altpreußische 
Kirchenleitung an sich zu ziehen, beförderte Mißtrauen in Rheinland 
und Westfalen46 hatte durch die Berliner Zusatzerklärung nochmals 
Nahrung erhalten, zumal der EOK nach wie vor versuchte, auch unter 
den veränderten Bedingungen einen spürbaren Einfluß auf die beiden 
westlichen Kirchen zu nehmen. 

Dies gab jedenfalls OKonsR Benn im privaten Schriftverkehr unumwunden zu: 
„Der EOK ... kämpft einen harten Kampf gegen das kaum noch aufzuhaltende 
Entgleiten der beiden Westprovinzen, gegen die Selbständigkeits-Bestrebungen, die 
sich auch in Berlin-Brandenburg und Magdeburg bemerkbar machen[,] und gegen 
die allgemeine Tendenz, die kirchlichen Behörden zu reinen Geschäftsstellen her­
ab[zu]drücken, die in jeder Hinsicht den Weisungen der neugebildeten Kirchenlei­
tungen unterstehen ... Ich glaube, wir soliten uns nicht auf einen Konkurrenzkampf 
mit den sogenannten synodalen Instanzen einlassen. Für richtiger halte ich, daß wir 
uns erneut durch unsere Arbeit durchsetzen, wie es die von der Sache her geforderte 
Aufgabe der Bürokratie in Zeiten des Umschwungs wohl immer gewesen ist."47 -
Benns Darsteliung ist um so glaubhafter, als er für seine eigene Person Zweifel an 
dem eingeschlagenen Kurs bekundete: ,,Ich muß offen sagen, daß ich in diesen Aus­
einandersetzungen häufig zwischen den Fronten stehe. Ich kann nicht übersehen, 
daß sich im Verhältnis zu den beiden Westprovinzen alte Versäumnisse rächen, die 
man heute nicht mehr gut machen kann, und sehe auch mit einigem Erstaunen, daß 

44 KL APU-West an KL APU-Ost, Bielef., 18. 1. 1946, 2, BI. 68. 
45 KL APU-West an KL APU-Ost, Bielef., 18.1.1946, 2, BI. 68. 
46 OKonsR Steckelmann führte den harschen Ton des Schreibens v. 18. 1. 1946 vor­

rangig auf die im Westen vorherrschende Abneigung gegen Otto Dibelius zurück; 
vgl. Steckelmann an Benn, Bethel, 7. 3. 1946. EZA 601/lb: ,,80% der Schärfe ist 
durch die Unpopularität Ihres hohen Chefs bedingt." 

4 7 Benn an W. Göbel, Bln.-Charlbg., 28. 2. 1946. EZA 601 /1 a, 2. 
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sogar in den östlichen Provinzen, die durch die Verkehrs- und Besatzungsverhält­
nisse bedingte Notwendigkeit selbständiger verantwortlicher Entscheidungen der 
Provinzialinstanzen kirchliche Kräfte zu Tage gefördert hat, die ich unseren Ostpro­
vinzen kaum zugetraut hätte. Auch was die Stellung der kirchlichen Behörden an­
langt, so bin ich zwar der Letzte, der die Notwendigkeit eines anständigen und 
fachkundigen Berufsbeamtenstandes leugnet und halte auch im besonderen in der 
Zentrale eine behördliche Generalstabsarbeit für unerläßlich. Auf der anderen Seite 
habe ich nie ganz begriffen, inwiefern dem konsistorialen Element bereits in sich 
eine Berechtigung zur Mitleitung innewohnt."48 

Im Westen war man also nicht ohne Grund argwöhnisch gegenüber 
den in Berlin verfolgten Absichten; so gab man sich auch keine Mühe, 
an einer Sitzung der dortigen Kirchenleitung teilzunehmen. Um dies zu 
rechtfertigen, wurden immer wieder „Verkehrsschwierigkeiten" be­
müht.49 

Im EOK vermochte man sich mit der in Bielefeld entwickelten Be­
trachtung der Rechtslage nicht anzufreunden und fragte spitz, ob man 
Treysa vielleicht als eine Art „revolutionären Akt in der Kirche" zu 
verstehen habe.50 Treysa wäre doch demgegenüber höchstens als eine 
Besprechung von Vertretern der Kirchenprovinzen und des EOK zu 
verstehen, die ein Abkommen getroffen hätten, wie es auf jeder Refe­
rentenbesprechung hätte geschlossen werden können. Die Treysaer 
Vereinbarung sei darum allenfalls „ein Programm, kein rechtsbegrün­
dender Rechtsakt"; sie könne allein auf dem Wege einer ordentlichen 
Gesetzgebung durchgeführt werden. Da man in den Westprovinzen der 
Auffassung sei, daß eine Gesamtkirchenleitung noch nicht zustandege­
kommen sei, herrsche in der altpreußischen Kirche eine Rechtsverwir­
rung, die nahelege, ,,dann wenigstens die intaktgebliebene Kirchenbe­
hörde als die einzige Dienststelle zu betrachten, die legal handeln kön-

48 Benn an Göbel, Bln.-Charlbg., 28. 2. 1946, 2. Benns Äußerungen widerlegen auch 
das später gezeichnete Bild (vgl. TB EOK 1950, 9), in Berlin habe man sich „in 
grundsätzlicher Übereinstimmung" mit dem Grundsatz der Treysaer Vereinbarung 
über die künftige Rolle des EOK u. der Konsistorien als bloßen Verwaltungsstellen 
der jeweiligen Kirchenleitungen befunden: ,,Es bestand von vornherein Klarheit da­
rüber, daß für eine kirchenleitende Funktion des Oberkirchenrats und der Konsisto­
rien kein Raum mehr ist, sondern daß die Verwaltungsorgane bei der Führung der 
laufenden Geschäfte an die Beschlüsse und Weisungen der synodalen Organe ge­
bunden sind; diese Auffassung wurde von den im Amt verbliebenen Mitgliedern des 
Oberkirchenrats von vornherein geteilt." Dies trifft offensichtlich jedoch nicht zu. 

49 Vgl. z.B. TB EOK 1950, 8; Delius, 140. 
50 E[vers(?)], Stellungnahme zu dem Schreiben der KL für die Westprov. v. 18. 1. 

1946, o. 0., [5. 3. 1946]. EZA 601/23. 
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ne".51 Der EOK versäumte in diesem Zusammenhang nicht, auch seine
Zweifel zu äußern, ob die Kirchenleitungen im Rheinland und in West­
falen legal zustandegekommen seien.52 

Damit blieb ein moderaterer Beschlußantrag unberücksichtigt, in dem es zu­
nächst geheißen hatte: ,,Die altpreussische Kirchenleitung in Berlin ... bringt den 
[im Schreiben der Kirchenleitungen von Rheinland und Westfalen] vorgetragenen 
Gesichtspunkten und Wünschen volles Verständnis entgegen und ist insbesondere 
dafür dankbar, dass in diesem Schreiben der Wille zum Ausdruck kommt, an der 
Gemeinschaft der altpreussischen Union festzuhalten . . . Es darf darauf vertraut 
werden, dass inzwischen alle Beteiligten an den beiden Grundgedanken von Treysa 
- weitgehende Verselbständigung der Kirchenprovinzen einerseits und Zusammen­
halt aller Provinzen in den lebenswichtigen Fragen der Kirche andererseits - fest­
halten und die Unterschiede, die sich bei der Durchführung zwischen dem Westen
und dem Osten notwendigerweise ergeben, im Geiste der Brüderlichkeit anerkennen
werden."53 

Gleichzeitig firmierte die Kirchenleitung in Berlin weiterhin unbeirrt 
als „Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der altpreußischen Uni­
on"54

, also ohne den von den Westprovinzen geforderten Zusatz - wor­
über man sich im Westen ausgesprochen ärgerlich zeigte: 

„Wir bitten wiederholt, diese Bezeichnung [KL d. Ev. Kirche d. APU] nicht zu 
gebrauchen. Nach dem Abkommen von Treysa muß es heißen ,Kirchenleitung Ost
der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union' ... Wir bitten uns zu bestäti­
gen, daß dieser Brief eingegangen ist und daß von jetzt an danach verfahren wird."55 

Das tiefreichende Zerwürfnis in der APU, das sich binnen eines drei­
viertel Jahres eingestellt hatte, verbietet es, davon zu sprechen, sowohl 
die Treysaer Vereinbarung als auch die Berliner Zusatzerklärung hätten 
die altpreußische Kirche in ihrem Bestand nicht grundsätzlich in Frage 
gestellt.56 Unzutreffend ist auch die Behauptung, die in Berlin zusam­
mentretende altpreußische Kirchenleitung habe „weiterhin für alle 
Gliedkirchen gemeinsame Entscheidungen treffen" können, ,,aber auch 
für die Ost- bzw. Westprovinzialkirchen gesondert".57 Vielmehr gewann 

51 Stellungnahme zu dem Schreiben der KL für die Westprov. v. 18. 1. 1946. 
52 Vgl. Prot. LKL APU(-Ost ], [Bin.], 5.3.1946, TOP 5, 2. EZA 7/1289. 
53 Beschlussantrag, Berlin, 28. 2. 1946. EZA 7/1289. 
54 Mit Delius, 140. 
55 KL Ev. Kirche im Rhein!. (Mensing) an EOK APU, Düsseld., 29. 5. 1946. EZA 

7/4193, BI. 104. 
56 Gegen Seidel (1993), 130. 
57 Seidel (1993), 130. Seidel mißdeutet hier Benn (1948), 73, der aus der Perspektive 

des Jahres 1948 formuliert. 
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die Trennung zwischen Ost und West sehr bald auch eine sichtbare 
institutionelle Gestalt, indem die Kirchenleitung für die Westprovinzen 
in Bielefeld eine Geschäftsstelle mit eigener Registratur und Kanzlei 
errichtete und Oberkonsistorialrat Gustav Steckelmann zu deren Leiter 
berief. 58 Bis zum Ende des Jahrzehnts verblieb es dann bei einer fast 
vollständig getrennten Wahrnehmung der anstehenden Aufgaben durch 
die östliche und die westliche Kirchenleitung der APU. 59 

Söhngen schreibt, daß die 1945 durch die Treysaer Vereinbarung und die Berli­
ner Zusatzerklärung eingetretene Spaltung in der APU auch 1950 noch für die 
Rechtsetzung bestimmend war: ,,Nach diesen verschiedenen Regelungen wird noch 
heute im Osten und Westen der altpreußischen Union verfahren; die Rechtslage ist 
also für Rheinland und Westfalen eine andere als für die östlichen Gliedkirchen. 
Während die altpreußische Kirchenleitung bis zum heutigen Tage Notverordnungen 
mit Geltung für die östlichen Gliedkirchen beschließt, ... handeln Rheinland und 
Westfalen auf kirchlichem Gebiet durchaus selbständig; sie sind lediglich bereit, 
Ratschläge und Richtlinien der Gesamtkirche für ein einheitliches Vorgehen mitzu­
beschließen und entgegenzunehmen."60 

2. Die schwierige Wiederaufnahme der Kontakte zwischen

dem Westen und dem Osten der APU 

Das Zerwürfnis zwischen Ost und West in der APU wirkte sich bis auf 
die Ebene des altpreußischen Bruderrates aus, der am 27. Mai 1946 zu 
seiner ersten Nachkriegssitzung in Berlin-Spandau zusammenkam: we­
der aus dem Rheinland noch aus Westfalen erschien dazu ein V ertre­
ter. 61 Anknüpfend an die Treysaer Vereinbarung forderte man, daß der
EOK seiner neuen Funktion entsprechend umbenannt werden müsse in 
„Kanzlei der Evangelischen Kirche der APU";62 „an die westlichen 
Provinzen [!]" appellierte man, mit dafür Sorge zu tragen, daß nach 

58 Vgl. Verhandlungsniederschr. KL APU-West, Bethel, 7. 2. 1946, Beschl. 2. EZA 
13/A 3-03. 

59 Mit Meier (1984), III, 222. 
60 Söhngen (1950), 8. 
61 Vierling, E., Ber. über die Tagg. des Bruderrats d. APU am 27. 5. J 946 in Bin.­

Spandau, 1. LKArch. Bielef. 3, 10-22. 
62 Vierling, E., Ber. über die Tagg. des Bruderrats d. APU am 27. 5. 1946, 2. Daß der 

altpreußische Bruderrat auf der Sitzung unter diesen Bedingungen seine kirchen­
regimentlichen Funktionen auf die Kirchenleitung der APU übertrug, wie es tags 
darauf in einem der Landeskirchenleitung vorliegenden Antrag hieß (vgl. Prot. LKL 
[Bin.], 28. 5. 1946, An!. 9. EZA 7/1289), geht aus Vierlings Bericht überraschen­
derweise nicht hervor. 
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dorthin „abgewanderte - vor allem jüngere - Pfarrer wieder nach dem 
Osten zurückkehren".63 

Die in Berlin gebildete östliche Kirchenleitung der APU und die Kir­
chenleitung West waren trotz aller Spannungen nicht vom Zwang zur 
Zusammenarbeit entbunden, so etwa in wichtigen Finanzfragen wie 
z.B. der Sicherstellung und Vereinheitlichung der Versorgung der im
Ruhestand lebenden Pfarrer und Kirchenbeamten sowie ihrer Hinter­
bliebenen.64 Insbesondere aber war es die politische Situation in der
sowjetischen Besatzungszone, die sich mehr und mehr auch auf die
Kirche auszuwirken begann und die in Berlin das Verlangen nach einem
Fortbestehen der Kontakte zum Westen auch ohne das Geltendmachen
irgendwelcher Führungsansprüche lebendig erhielt. Bezeichnend für die
Situation, in die man sich gestellt sah, ist eine sarkastische Schilderung,
die Otto Dibelius im Mai 1946 für seine Kinder zu Papier brachte:

„Und auch die amerikanische Öffentlichkeit soll wissen, daß ihre Truppen in 
Deutschland nicht gerade werbekräftige Apostel für die westliche Demokratie sind. 
Mit den Engländern kommen wir besser aus, obwohl es auch da nicht an Gravamina 
fehlt. Mit den Russen stehen wir herzlich. Sie verhaften Hunderttausende auf Nim­
merwiedersehen. Sie nehmen uns ein kirchliches Besitztum nach dem anderen weg 
und fördern die Kommunisten auf jede Weise, die dann ihrerseits die kirchliche 
Arbeit gewaltsam sabotieren. Aber wenn wir uns sehen, gibt es jedesmal eine große 
Herzlichkeit und glänzende Bewirtung. Erreichen tun wir allerdings in wichtigen 
Sachen so gut wie nie etwas. Jetzt haben sie gerade das Gemeindehaus der Frie­
denskirche in Potsdam in eine Tanzdiele für Offiziere umgewandelt und die 15000 
Morgen, die zu Heiligengrabe gehören, aufgesiedelt, obwohl sie uns einmal über 
das andere versprochen hatten, daß solches kirchliches Eigentum nicht angetastet 
werden wird. So etwas ist unser tägliches Brot. Zu Ostern haben sie mir zwei 
schwere Pakete mit Lebensmitteln und eine Kiste schwarze Zigarren geschickt. So 
geht es!"65 

So wies die Landeskirchenleitung in Berlin zwar im Juli 1946 das aus 
dem Rheinland vorgetragene Ansinnen, sich nur noch als „Kirchenlei­
tung Ost der EKdapU" zu bezeichnen, mit dem Hinweis zurück, ,,drin­
gende Gründe" machten es erforderlich, ohne einschränkenden Zusatz 

63 Vierling, E., Ber. über die Tagg. des Bruderrats d. APU am 27. 5. 1946, 2. LKArch. 
Bielef. 3, 10-22. 

64 Im Sommer 1946 bezogen beispielsweise die im Westen lebenden Versorgungsbe­
rechtigten die ihnen zustehenden Bezüge in voller Höhe, während die im Osten le­
benden nur eine Nothilfezahlung in Höhe von 30% ihrer Ansprüche erhielten; die 
aus dem Osten in den Westen Geflüchteten und Vertriebenen wurden wiederum 
nach den Grundsätzen der Nothilfe für die Ostpfarrer versorgt; vgl. Benn an Stek­
kelmann, o. 0., 6. 7.1946. EZA 601/ l a. 

65 Dibelius an seine Kinder, Bln.-Lichterf. West, 30. 5. 1946. BA Kobl. N 1439/1. 
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als „Leitung der Ev. Kirche der altpreuß. Union" zu firmieren -66 außer­
dem brachte sie zum Ausdruck, der Kirchenleitung West sei es unbe­
nommen, in gleicher Weise zu verfahren, da die im Osten gefaßten Be­
schlüsse dort nicht als für den Westen verbindlich angesehen würden-, 
regte aber eine Aussprache mit der rheinischen Kirchenleitung über 
dieses Thema an.67 

Bis zum Ende des Jahres war dazu jedoch noch kein Termin verein­
bart, auch wenn Dibelius beteuerte, er würde sich sehr freuen, wenn es 
zu einer solchen Aussprache komme; er wolle sich nicht nachsagen las­
sen, daß er „irgendeine Mitschuld daran trüge, daß Osten und Westen 
sich auseinanderentwickeln." 

Zugleich machte er aber keinen Hehl aus seiner Überzeugung, mit der Treysaer 
Vereinbarung sei faktisch das Ende der altpreußischen Kirche gekommen, die durch 
nichts anderes zusammengehalten worden sei als „erstens durch die einheitliche 
kirchliche Beamtenschaft, und zweitens durch ein gemeinsames Finanzwesen"; bei­
des aber sei in Treysa zerstört worden. ,,In anderen Ländern werden Teile einer 
Kirche zusammengehalten durch ein gemeinsames Bekenntnis. Das haben wir nicht. 
Wir haben lediglich eine gemeinsame Geschichte. Und die Wirkung einer gemein­
samen Geschichte wird schwächer von Jahr zu Jahr." Die Ostprovinzen brauchten 
nach wie vor Berlin finanziell, geistig, geistlich und politisch, die Westprovinzen 
aber nicht. Da im entscheidenden ersten Jahr nach der Neuordnung (,,namentlich 
infolge der Haltung von Präses Koch") ein ernsthafter Zusammenhalt auf der Basis 
der Treysaer Vereinbarung nicht zustande gekommen sei, bleibe die Tendenz zu 
einer weiteren Verselbständigung der Kirchenprovinzen ungebrochen; dieser sich 
entgegenzustellen, sei nach seiner Überzeugung umsonst.68 

Offenkundig sah Dibelius Ende 1946 die Schuld für die eingetretene 
weitgehende „Funkstille" zwischen Ost- und West-APU fast aus­
schließlich beim Westen liegen, namentlich beim westfälischen Präses 
Karl Koch: 

„Mit Westfalen haben wir in den letzten anderthalb Jahren gar keine Fühlung 
mehr gehabt. Das hat nicht zuletzt an Präses Koch gelegen, der nur einen Gedanken 
hatte: Endlich los von Berlin! Das Abkommen von Treysa, das uns die Brüder aus 
dem Westen übergestülpt haben, hat praktisch der altpreussischen Kirche ein Ende 
gemacht. Das ist vielen inzwischen schon wieder leid geworden, und unser Freund 
Lücking gibt sich Mühe, den Bruch wieder zusammenzuleimen. Aber erstens glaube 
ich, dass es zu spät ist. Die Entwicklung ist schon zu weit auf ein Auseinanderge-

66 Welcher Natur die „dringenden" Gründe waren, wurde indes nicht dargelegt. 
67 So Prot. LKL APU-Ost, [Bin.], 2. 7. 1946, 4, TOP 11. EZA 7/1289. Den gleichen 

Gedanken hatte schon OKonsR Benn im April geäußert; vgl. Benn an Steckelmann, 
Bln.-Charlbg., 11. 4. 1946. EZA 601/1 a. 

68 Der Ev. Bischof v. Berlin (Dibelius) an Lücking, Bln.-Dahlem, 22. 11. 1946. 
LKArch. Bielef. 3, 10-85. 
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hen, zunächst von Ost und West, später vielleicht auch in Bezug auf alle einzelnen 
Provinzen, fortgeschritten. Und zweitens wird sich die westliche Mentalität auch bei 
unseren besten Freunden nicht ändern, die zwar den Zusammenhalt wollen, aber 
doch immer nur so, dass der Osten sich nach dem Westen richten soll, während das 
Umgekehrte ausserhalb des Denkbaren liegt. Bisher ist eine Sitzung der altpreussi­
schen Kirchenleitungen, wie sie in Treysa vorgesehen war, noch nicht zustande 
gekommen. Die Freunde aus dem Westen haben immer nicht gekonnt. Vielleicht 
wird das jetzt anders. Aber etwas anderes als freundschaftliche Zusammenkünfte 
werden es nicht mehr werden."69 

Zu einer Begegnung kam es erst Anfang März 1947, als Lücking und 
Wilhelm Brandes für die westfälische und Beckmann und Held für die 
rheinische „Provinzialkirche" erstmals an einer Sitzung der Landeskir­
chenleitung der APU-Ost teilnahmen.70 Lücking legte dem Gremium die 
westliche Auffassung der Treysaer Vereinbarung vom 31. August 1945 
und der Berliner Zusatzerklärung dar und hob wiederum hervor, daß 
nach rheinisch-westfälischem Verständnis die nach der Treysaer Ver­
einbarung zu bildende Gesamtkirchenleitung der APU noch nicht exi­
stiere, vielmehr eine Kirchenleitung West und eine Kirchenleitung Ost. 
Erst nach Bildung der Gesamtkirchenleitung sei über möglicherweise 
notwendige Modifikationen der Treysaer Vereinbarung zu verhandeln. 
Held unterstrich, daß wesentliche Grundgedanken der Treysaer Verein­
barung das Prinzip der synodalen Kirchenleitung und die Verselbständi­
gung der altpreußischen Provinzialkirchen seien, deren Einheit jeden­
falls nicht auf einer zentralistischen Verwaltungsleitung beruhe. Beck­
mann hob darauf ab, daß das Land Preußen zu bestehen aufgehört habe, 
so daß die in den Jahren des Kirchenkampfes gewachsene innere Einheit 
der altpreußischen Kirche nunmehr wesentlich auf dem gemeinsamen 
Bekenntnis von Bannen beruhe. Nur als „Bekenntniskirche" habe die 
altpreußische Kirche das Recht und die Pflicht, ihre Einheit zu wahren.71 

In unübersehbarer Schärfe prallten die gegensätzlichen Standpunkte zwischen 
Ost und West aufeinander. Bezeichnete man in Berlin Rheinland und Westfalen 

69 Dibelius an Stupperich, Bln.-Dahlem, 26. 11. 1946. BA Kobl. N 1439/7. Wie wenig 
glaubhaft der Vorwurf Dibelius' ist, ein Zusammentreffen mit Vertretern der westli­
chen Kirchen sei stets an deren Zeitmangel gescheitert, erhellt die Tatsache, daß er 
Anfang Dezember 1946 gegenüber Joachim Beckmann zwar wiederum beteuerte, 
gern zu einer Aussprache bereit zu sein, im gleichen Atemzug aber mitteilte, im 
nächsten Vierteljahr dazu keinen Termin benennen zu können; vgl. Dibelius an 
Beckmann, o. 0., 6.12.1946. EZA 7/4193, BI. 156. 

70 Vgl. Prot. LKL APU, [Bin.], 4. 3. 1947, Anwesenheitsliste. EZA 7/1289. Darin ist 
irrigerweise Beckmann als westflilischer und Brandes als rheinischer Vertreter 
genannt. 

71 Vgl. Prot. LKL APU, [Bin. ], 4.3.1947, TOP!,!. 
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nach wie vor als „Provinzialkirchen" und sprach (dazu passend) von der „Landes­
kirchenleitung" in Berlin, so übten die Vertreter aus dem Westen deutliche Kritik an 
diesem in Berlin eingeschlagenen Kurs. Dibelius sprach seinerseits unbeirrt davon, 
die „notrechtlichen Ansätze in Berlin [d. h. seine Übernahme des Präsidiums des 
EOK] und in Treysa" [d. h. die Treysaer Vereinbarung] müßten aufeinander abge­
stimmt werden. Die Einheit der altpreußischen Landeskirche beruhe in der Gegen­
wart auf geistlichen Inhalten, wobei aber zu beachten sei, daß die Barmer Theologi­
sche Erklärung einen gesamtdeutschen, nicht nur auf Altpreußen beschränkten Cha­
rakter besitze und außerdem in den östlichen Provinzen der APU noch keinesfalls 
allgemeine Anerkennung finde. Die APU stelle aber einen eigenen Kirchentypus 
dar, und es sei nicht erkennbar, daß dessen Auflösung einen Gewinn an geistlicher 
Kraft und Vollmacht bedeute.72 Lücking stimmte letzterem zu; es sei Aufgabe der
APU, das Miteinander des lutherischen und des reformierten Bekenntnisses in einer 
Kirche vorzuleben. 73 

Vereinbart wurde schließlich, einen Ausschuß ins Leben zu rufen, der 
über das Selbstverständnis der altpreußischen Kirche und ihre gegen­
wärtigen Aufgaben beraten solle. 74 Held insistierte aber darauf, zunächst 
eine Klärung der Frage herbeizuführen, ob eine Gesamtkirchenleitung 
im Sinne der Treysaer Vereinbarung bereits gebildet worden sei. Dar­
aufhin bekräftigte Tröger erneut, man sei in Berlin bisher davon ausge­
gangen, daß die dortige notrechtliche Gestaltung mit der notrechtlichen 
Gestaltung der Treysaer Vereinbarung verbunden werden müsse, und 
zwar durch den Beitritt zur Treysaer Vereinbarung, der am 2. Oktober 
1945 samt den Zusatzerklärungen erfolgt sei. Dadurch, so sei man im 
Osten überzeugt, sei die in Rede stehende Gesamtkirchenleitung gebil­
det worden, wenn auch mit gesonderter Ausübung der Leitungsfunktion 
für den Osten und den Westen. 75 

Nur aus einem beiderseitigen Entgegenkommen ist es zu begreifen, 
daß es darüber nicht zu einem erneuten Dissens kam. Der vorgetragenen 
Interpretation wurde seitens der westlichen Vertreter nicht widerspro­
chen,76 östlicherseits lenkte man dahingehend ein, daß man die laufende
Sitzung kurzerhand zur konstituierenden Sitzung der Gesamtkirchen-

72 Vgl. Prot. LKL APU, [Bin.], 4.3.1947, TOP 1, 2. 
73 Vgl. Prot. LKL APU, [Bin.], 4.3.1947, TOP 1, 3. 
74 Vgl. Prot. LKL APU, [Bln.], 4.3.1947, TOP 1, 4. 
75 Vgl. Prot. LKL APU, [Bin.), 4.3.1947, TOP l, 4 f. 
76 1948 wurde allerdings im provinzsächsischen Konsistorium erneut bestritten, daß es 

möglich sei, den durch den EOK beschrittenen Weg der Neuordnung zu bejahen 
und zugleich der Treysaer Vereinbarung zuzustimmen, da letztere ja ausdrücklich 
die Auffassung des EOK ablehne; vgl. Zippel, Prot. Kons. Kirchenprov. Sachsen, 
3.1.1948, Auszug. EZA 7/1001, Bl. 85. 
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leitung erklärte.77 Das machte es wiederum erforderlich, die Rechtsgül­
tigkeit insbesondere eines Beschlusses der Landeskirchenleitung vom 6. 
November 1945 über die Aufstockung der Zahl ihrer Mitglieder nach­
träglich zu genehmigen;78 dies geschah nun mit dem Zusatz, daß Sach­
sen, Westfalen und Rheinland künftig je einen zusätzlichen Vertreter in 
die Gesamtkirchenleitung entsenden durften, während seitens des EOK 
nur ein weiteres, von dessen Präsidenten zu berufendes Mitglied hinzu­
trete. 79 Damit hatte sich die östliche Kirchenleitung mit ihrem Versuch, 
die Treysaer Vereinbarung in ihrem Sinne zu verändern, faktisch weit­
gehend durchgesetzt; Vertreter der Westkirchen waren nicht nur endlich 
in Berlin erschienen, sondern hatten, von kleinen Korrekturen abgese­
hen, auch die Beschlüsse der dortigen Kirchenleitung gebilligt. 

Dennoch waren damit die Weichen für die Zukunft der APU noch 
nicht vollständig neu gestellt. Als man im Mai 1947 erneut in Berlin zu­
sammenkam, wurde der Wunsch nach einer „zwanglosen brüderlichen 
Aussprache" laut, um die Bestimmungen der Berliner Zusatzerklärung 
nochmals einer Überprüfung zu unterziehen. 80 

Dibelius schätzte die Lage nach wie vor so ein, daß die APU nur 
noch auf dem Papier bestehe: 

„Wir haben keinen preussischen Staat mehr als gemeinsamen Gegenspieler. Und 
nachdem die Bekennende Kirche auch den gemeinsamen Beamtenstand zerschlagen 
hat, der eine Versetzung von Konsistorialräten über alle preussischen Provinzen hin 
durchführen könnte, ist der Zwang zur Gemeinsamkeit dahin. Es bleibt nur die freie, 
br_üderhche Zusamme_ngehörigk�it. Diese kann zwar ihre Bedeutun� haben. Aber sie
reicht mcht aus, um em festes K1rchengerüst aufrecht zu erhalten."8 

Gleichzeitig wurde aber im EOK ein Referentenentwurf erarbeitet 
und von Dibelius den östlichen Kirchenleitungen zugesandt, der sich 
erneut darum mühte, zentrale Kompetenzen des altpreußischen EOK 
auch für die Zukunft zu sichern. 82 Paradoxerweise geschah dies gerade 
zu einem Zeitpunkt, als ein von einem Ausschuß in der Kirchenprovinz 
Sachsen erarbeitetes Rechtsgutachten nachwies, daß sämtliche zur Neu­
ordnung der APU seit dem 7. August 1945 getroffenen (not)rechtlichen 

77 Vgl. Prot. LKL APU, [Bin.], 4.3.1947, 6. So später auch Benn (1952/53), 320. 
78 Vgl. Prot. KL APU-Ost, [Bin.], 6. 11.1945, TOP 2, 2. EZA 7/1289. 
79 Vgl. Prot. LKL APU, [Bin.], 4.3.1947, 5 f. 
80 So Prot. LKL APU, [Bin.], 6. 5. 1947, TOP 3, 3. EZA 7/1289. 
81 Der Ev. Bischof v. Berlin (Dibelius) an Traub, Bln.-Dahlem, 14. 8. 1947. LKArch. 

Bielef. 3,4, BI. 109. 
82 Vgl. EOK APU an KL Kirchenprov. Sachsen, Bln.-Charlbg., 18. 8. 1947. EZA 

7/1289; vgl. auch EZA 7/4193, BI. 240--242. 
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Maßnahmen ( einschließlich der Treysaer Vereinbarung und der Berliner 
Zusatzerklärung) aus juristischer Sicht nicht haltbar seien. 

,,Wenn überhaupt im kirchlichen Raume von Umwälzungen gleichsam revolu­
tionärer Art die Rede sein kann, so kann damit nicht zugleich Verzicht geleistet 
werden auf Rechtserfordernisse bei dem Erlaß von Gesetzen und Verordnungen. Es 
handelt sich bei den vorstehenden Erörterungen auch nicht um Fragen des Besitzes 
der Kirchengewalt, sondern darum, wie mit Bedacht die Rechtsordnung erhalten 
und geformt werden soll. Letztlich vermag aus den Vorgängen auch nicht gefolgert 
werden, daß eine stillschweigende Überholung von Bestimmungen der Verf[as­
sungs-]Urk[unde] eingetreten sei; anerkannte Rechtsregeln lassen sich nicht still­
schweigend negieren."83 

Zu einer gewissen Festschreibung der auch im Osten erlangten Ei­
genständigkeit der früheren Kirchenprovinzen kam es durch eine Not­
verordnung der APU-Ost, derzufolge Notverordnungen der Berliner 
altpreußischen Kirchenleitung in denjenigen Kirchenprovinzen keine Gel­
tung erlangten, deren Vertreter ihnen widersprochen hatten; andererseits 
sollten Kirchengesetze und Notverordnungen der Kirchenleitungen der 
östlichen Provinzen in Berlin vorgelegt werden, um dort entscheiden zu 
können, ob ihr Gegenstand einer gesamtkirchlichen Regelung bedürfe. 84 

Neuer Streit entzündete sich an der Frage, ob die APU neben den 
ehemaligen altpreußischen Provinzialkirchen einen eigenen Vertreter in 
die Kirchenversammlung der EKD entsenden dürfe. Während man sich 
in Berlin dafür stark gemacht hatte,85 bat Präses Koch darum, davon ab­
zusehen bzw. andernfalls „den tatsächlichen Verhältnissen Rechnung zu 
tragen" und sowohl der Kirchenleitung Ost als auch der Kirchenleitung 
West die Entsendung eines Vertreters zuzubilligen.86 

3. Entwürfe für eine neue Verfassung der

altpreußischen Kirche 

Der Gedanke, sich über eine neue Verfassung für die APU verständigen 
zu können, wurde teils mit großer Skepsis auf genommen, 87 teils zeigte 
man sich diesbezüglich durchaus zuversichtlich. 

83 Rechtsgutachten des durch Beschl. des Ev. Kons. der Kirchenprov. Sachsen ge­
bildeten Ausschusses [9.9.1947), 7. EZA 601/23. 

84 Vgl. dazu Delius (1971), 141. 
85 Vgl. Kanzlei EKD/Berliner Stelle (OKonsR Benn, der in Personalunion zugleich 

Mitglied des EOK war) an Präs. EKD, Berlin, 11. 3. 1947. EZA 2/40, BI. 99. 
86 Vgl. Ev. Kirche v. Westf./LKA (Koch) an Kanzlei EKD, Bielef., 17. l. 1948. EZA 

2/781. 
87 So Steckelmann an Benn, Bethel, 23.12.1947. EZA 601/l b. 
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Dibelius an Gottfried Traub: ,,Und grundsätzlich muss ich ja sagen: warum soll 
es unmöglich sein, die evangelische Kirche Deutschlands so zu einigen, dass alles, 
was nach lutherischem Katechismus lehrt und lebt, sich zusammenschliesst und die 
Reformierten nebst den ganz wenigen grundsätzlich Unierten in einem liebevoll ge­
pflegten Beiwagen hinter sich herzieht? Die Theorie von den drei Säulen, die das 
Dach einer deutschen evangelischen Kirche tragen, der lutherischen, unierten und 
reformierten Konfession, lässt sich nicht mehr aufrecht erhalten, seitdem die alt­
preussische Union der Vergangenheit angehört. Sie allein war es, die den unierten 
Kirchen in Deutschland Kraft und Wesen gab. Rechtlich besteht diese altpreussische 
Kirche auch heute noch. Aber seitdem das gemeinsame finanzielle Fundament zer­
schlagen ist und die kirchliche Verwaltung nicht mehr eine von Berlin her gemein­
sam geleitete Angelegenheit, sondern ebenfalls Sache der einzelnen Provinzen ge­
worden ist, ist das Rechtsgebäude nur noch ein wesenloser Schatten. Das weiss 
niemand so gut wie ich ... Der Zusammenhalt der altpreussischen Provinzen be­
schränkt sich auf eine monatliche Zusammenkunft der altpreussischen Kirchenlei­
tung, bei denen Westen und Osten sich freundschaftlich und brüderlich austauschen, 
in denen aber ernsthafte Beschlüsse kaum gefaßt werden, da Rheinland und West­
falen nicht daran denken, sich Entscheidungen zu unterwerfen, die in Berlin gefasst 
werden. Inzwischen hat das kleine Pommern seine einzige reformierte Gemeinde 
durch Selbstauflösung verloren und fühlt sich daher wieder, nicht mit Unrecht, als 
eine lutherische Kirchenprovinz. Die Provinz Sachsen hat zwar noch einen refor­
mierten Konsistorialrat und Superintendenten, der über zwei reformierte Gemeinden 
regiert, nennt sich aber ebenfalls bereits lutherisch. In Brandenburg liegt es ein klein 
wenig anders. Immerhin ist auch hier ein gewisses Interesse an der altpreussischen 
Union nur durch den m. E. verfrühten Zusammenschluß der Lutheraner wieder 
lebendig geworden. Kurzum: die altpreussische Union lebt wirklich nur noch ein 
Schattendasein. Und der Weg für eine Neugruppierung der evangelischen Kirche 
Deutschlands ist frei. "88 -

Benn an Steckelmann: ,,Die Entwicklung unserer altpreußischen Kirche ist in 
den letzten Monaten stärker in Fluß gekommen. Ich habe den Eindruck, daß ihr 
Fortbestand gesichert ist, wenn auch durchaus offen bleibt, für welche Dauer und in 
welchem Rahmen."89 Benn war ansonsten der Überzeugung, man müsse entweder 
die APU schnellstmöglich liquidieren oder aber „ohne sentimentalen Rückblick auf 
die Vergangenheit einen neuen Anfang suchen". Als künftige Aufgabengebiete der 
APU erblickte er im wesentlichen vier Bereiche: 1. hinsichtlich der Gestaltung des 
kirchlichen Lebens auf der Grundlage des gemeinsamen Bekenntnisstandes, 2. hin­
sichtlich solcher Aufgaben, die einen großräumigen Austausch kirchlicher Kräfte 
und Mittel erforderten, 3. bezüglich einer gemeinsamen Vertretung nach außen und 
4. hinsichtlich einer wachsamen gegenseitigen Kontrolle.90 

88 Der Ev. Bischof v. Berlin (Dibelius) an Traub; Bln.-Dahlem, 7. 6. 1948. BA Kobl. N 
1059/29, BI. 164v. 

89 Benn an Steckelmann, Bln.-Charlbg., 2. 2. 1948. EZA 601/1 b. 
90 Vgl. Benn (1948), 75 f. 
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Im März 1948 wurde in Berlin - in Abwesenheit von Vertretern des 
Westens - ein erster Entwurf eines altpreußischen Verfassungsgesetzes 
zur vertraulichen Beratung vorgelegt.91 Er löste allerdings sofort eine 
wütende Reaktion der rheinischen Kirchenleitung aus, die Dibelius tele­
graphisch mitteilte, sie könne dem Entwurf keinesfalls zustimmen. Be­
sonderen Unwillen hatte der Eindruck hervorgerufen, der Entwurf beru­
he - trotz einer den Westkirchen eingeräumten Sonderstellung - auf der 
Vorstellung, als sei auch künftig eine Leitung der gesamten APU und 
ihrer „Provinzen" von einer zentralen Stelle aus möglich: 

„Das ist aber schon im Verlaufe der Geschichte der A.P. U. im Grunde niemals 
möglich gewesen. Es hat sich darin gezeigt, daß die A.P.U. letz[t]lich ihr Dasein nur 
einem staatlichen Willen verdankt, der von staatlichem Einheitsdenken ausgehend, 
einen Staat und eine evangelische Kirche haben wollte und auf die Weise zu einem 
kirchlichen Gebilde gelangte, da[s] zwar rein verwaltungsmäßig nach den Grund­
sätzen preussischen Beamtentums geleitet wurde, aber der entscheidenden geistli­
chen Leitung ermangeln mußte, weil solche a) bei einem Gebilde solchen Umfangs 
von vornherein nicht möglich ist und b) in diesem Gebilde Kirchen verschiedenen 
Charakters zusammengeschlossen waren, eine Verschiedenheit, die bis heute nicht 
völlig hat ausgeglichen werden können ... Wir geben der Überzeugung Ausdruck, 
daß die Evangelische Kirche der A.P.U. nicht vom Gedanken der Einheit aus, son­
dern aus dem Gesichtspunkte der Föderation zu ordnen ist.'m 

Wenn - wie in dem EOK-Entwurf vorgetragen - das gottesdienstli­
che Leben, die Ausbildung und dienstrechtlichen Verhältnisse der Pfar­
rer sowie deren Lehrverpflichtung und auch die Grundsätze der kirchli­
chen Finanzwirtschaft bis hin zu einem Finanzausgleich durch Gesetze 
der APU auch künftig zentral bestimmt werden sollten, so stelle das 
einen nicht mehr tragbaren Eingriff in das innerkirchliche Leben dar.93 

Bei der nächsten Sitzung der Landeskirchenleitung kündigte Lücking 
denn auch einen eigenen rheinisch-westfälischen Entwurf einer Verfas­
sung für die altpreußische Kirche an.94 

Einen solchen präsentierte Mensing im Mai 1948 zunächst der rheini­
schen Kirchenleitung. Er ist insofern der Beachtung wert, als Mensing 
schon zu diesem Zeitpunkt davon ausging, daß das Wort „preußisch" im 
Namen der Kirche angesichts der politischen Fortentwicklung nicht 
weiter werde vorkommen können; er schlug darum die Bezeichnung 

91 Vgl. Prot. LKL APU-Ost, [Bin.], 2. 3. 1948, TOP 4, 2. EZA 7/1290. Der Entwurf 
findet sich dort als An!. 3. 

92 KL Ev. Kirche im Rhein!. (Beckmann/Mensing) an LKL APU (z. Hd. Dibelius), 
Düsseld., 3. 4.1948. EZA 7/1001, BI. 83. 

93 Vgl. KL Ev. Kirche im Rhein!. an LKL APU, Düsseld., 3. 4. 1948, BI. 83. 
94 Prot. LKL [Bin.], 13. 4.1948, TOP 4, 2. EZA 7/1290. 
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„Bund Evangelischer Kirchen [in Nord- und Westdeutschland]" vor.95 

Jede der ihm angehörenden Bundeskirchen sei für ihr Territorium 
Rechtsnachfolgerin der APU und entsprechend der Treysaer Vereinba­
rung frei, ,,ihre Ordnung selbständig in Abweichung von VU [Verfas­
sungsurkunde der APU von 1922] und KO [Rheinisch-Westfälische 
Kirchenordnung von 1923] zu gestalten". Eine gesamtschuldnerische 
Haftung aller Bundeskirchen bestehe nur für die Verpflichtungen, die 
vor dem 1. September 1945 entstanden seien; für die Deckung der nach 
diesem Zeitpunkt entstandenen finanziellen Verbindlichkeiten sei jede 
Bundeskirche selbst verantwortlich. Der EOK solle als Abwicklungs­
stelle erhalten bleiben. Lebendiger Austausch zwischen den Bundeskir­
chen sei dadurch zu verwirklichen, daß sie sich um möglichste Annähe­
rung auf dem Gebiet des Kirchenrechts, der Gottesdienstordnung, der 
Pfarrerausbildung, der Amtsbezeichnungen und der Beschaffung des 
finanziellen Deckungsbedarfs bemühten, geistliche Kräfte austauschten 
und durch Kollekten finanzschwache Bundeskirchen unterstützten. Je­
der Bundeskirche sei es freigestellt, durch einen Beschluß ihrer Synode 
aus dem „Bund Evangelischer Kirchen" auszutreten. 

Die Vorstellungen über das künftige Miteinander klafften also zwi­
schen Berlin und Düsseldorf weit auseinander. 

In Berlin wandte man gegen den rheinisch-westfälischen Vorschlag insbesondere 
ein, daß das darin vorgesehene „Gebilde" keine Kirche mehr sei, da ein Kirchen­
regiment fehle und keine echte Gemeinschaft mehr zu erkennen sei. Außerdem 
nahm man Anstoß daran, daß in dem Entwurf keine Synode mit Gesetzgebungsbe­
fugnis vorgesehen sei.96 

Im Rheinland fürchtete man, besonders bezüglich der finanziellen Zusagen im­
mer noch zu weit gegangen zu sein.97 Mensing plädierte außerdem dafür zu erwä­
gen, ob eine neue Ordnung für die altpreußische Kirche trotz aller äußeren Schwie­
rigkeiten nicht doch durch eine Generalsynode beschlossen werden müßte, statt sie 
durch die Synoden aller einzelnen zugehörigen Kirchen annehmen zu lassen.98 

Lücking unterstützte diesen Gedanken, machte aber westfälischerseits geltend, er 
empfinde die von Mensing vorgeschlagene Namensgebung als unglücklich; viel­
leicht könne man von der „Evangelischen Kirche im ehemaligen Altpreußen" und 

95 Vgl. Mensing an KL Ev. Kirche im Rhein!., Düsseld., 7. 5. 1948. LKArch. Düsseld. 
LKA 11-2-2 I, 1 f. Alle folg. Verweise a. a. 0., 2-4. 

96 Notiz über eine zw. Mitgliedern der rhein. u. der westf. KL in Bethel vor Beginn der 
Syn. der EKD im Jan. 1949 gehaltene Bespr. betr. Regelung der Verhältnisse der 
APU, Düsseldorf, 13. 6. 1949. LKArch. Düsseld. Held, 404. 

97 Vgl. Mensing an KL Ev. Kirche v. Westf. (z.Hd. Koch/Lücking), o. 0., 15.5.1948. 
LKArch. Düsseld. LKA 11-2-2 1. 

98 Vgl. Mensing an KL Ev. Kirche v. Westf., 15. 5.1948. 
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ihren „Gliedkirchen" sprechen.99 Bedenken hatte Lücking auch gegen die Aussage,
die einzelnen Gliedkirchen stünden in voller Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft. 
,,Es würde bedeuten, daß jeder reformierte Pfarrer auch in jeder lutherischen Ge­
meinde das Abendmahl austeilen kann. Das ist aber bei uns in Westfalen nicht 
möglich."IOo 

Aufbauend auf Mensings Vorarbeit legte Lücking einen eigenen Ent­
wurf vor, 101 der in der Sitzung der altpreußischen Gesamtkirchenleitung 
schon am 9. Juni 1948 beraten wurde. Lücking folgte dabei in weiten 
Teilen Mensing, vermied aber manche Schärfen. So betonte er zwar 
auch die völlige Selbständigkeit der Gliedkirchen, brachte jedoch weder 
eine Namensänderung in Vorschlag noch die Möglichkeit des Austritts 
aus der APU und ersetzte die Bezeichnung „Abwicklungsstelle" für den 
EOK durch „Kanzlei" . 102 In Berlin erzielte man daraufhin Einigkeit 
darüber, daß es, wie es Lücking vorgeschlagen hatte, nun darauf an­
komme, die auf sachliche Weise für die Fortführung der inneren Arbeit 
erforderlichen Organe, einschließlich einer Synode, zu schaffen. 103 

,,Die altpreuß.-kirchl. Gemeinsamkeit ist in der Sitzung der altpreuß. Kirchen­
leitung am 9. Juni eindrucksvoll von einem Vertreter der Westprovinzen betont 
worden, der ausführte, daß sich die Angehörigen der westlichen und östlichen 
Provinzialkirchen, unbeschadet der brüderlichen Verbundenheit aller deutschen 
Landeskirchen, trotz der räumlichen Trennung wechselseitig stärker zusammenge­
hörig fühlen, als mit den benachbarten Landeskirchen."104 

Für die Bildung gemeinsamer Gremien sprach sich bald darauf ein­
stimmig auch die Berlin-Brandenburgische Provinzialsynode aus, die 
bereits Abgeordnete zur Entsendung in die Generalsynode berief: 

,,Sie [die Synode] weiss, dass die wichtigste Voraussetzung für den Zusammen­
hang evangelischer Kirche das rechte Zusammenkommen aller Glieder ist, die ge­
meinsame Synode aller Gliedkirchen ... Sie vertraut, dass über alle Schwierigkeiten 

99 Lücking an Mensing, Barkhausen (Porta), 19. 5. 1948. LK.Arch. Düsseld. LKA J 1-
2-2 I. Hier begegnet offenbar erstmals der später verwendete Begriff „Gliedkirche" 
zur Bezeichnung des Verhältnisses der ehemaligen altpreuß. Provinzialkirchen zur 
neuzugestaltenden APU. Vgl. auch schon Benn (1948), 78. 

l 00 Lücking an Mensing, Barkhausen (Porta), 19. 5. 1948.
l O l Vgl. Lücking an Beckmann, Barkhausen (Porta), 25. 5. 1948. LK.Arch. Düsseld.

LKA 11-2-2 I. 
102 Prot. LKL APU(-Ost), [Bin.], 9. 6. 1948, TOP 3, 2. EZA 7/1290. Lückings Entw. 

findet sich dort als An!. 2. 
103 Vgl. Prot. LKL APU(-Ost), 9. 6. 1948. TOP 3, 2. EZA 7/1290. 
l 04 Tröger, Bemerkungen zur Frage eines kirchl.-altpreuß. Verfassungsgesetzes, o. 0.,

6. 7. 1948, 1. LKArch. Bielef. 3, 10-86.
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der Zeit hinweg aus der inneren Verbundenheit doch ein Zusammenkommen in 
nicht zu ferner Zeit gelingt."105 

Lückings Vorschlag setzte eine nachhaltige Diskussion in Gang. Trö­
ger legte eine umfängliche Denkschrift zum Thema der künftigen Ver­
fassung der altpreußischen Landeskirche vor, 106 stieß aber mit seinem 
Grundgedanken, den Grad der Verbindung zwischen Westkirchen und 
Ostkirchen zur Gesamtkirche zu differenzieren, auf Widerspruch. 107 Die 
provinzsächsische Kirchenleitung verlangte die schon lange beabsich­
tigte Aussprache zwischen allen Kirchenleitungen und lud dazu nach 
Magdeburg ein.108 Diese wurde für den 9. und 10. November 1948 in 
Aussicht genommen; 109 da zur gleichen Zeit aber sowohl die rheinische 
als auch die westfälische Landessynode tagten, kam dieser Termin nicht 
in Frage,110 so daß eine terminliche Verbindung mit der für Januar 1949 
in Bethel geplanten Synode der EKD beschlossen wurde. 111 

Am 14. Januar 1949 fand die Aussprachetagung dann in Bethel 
statt.112 Nachdem Bischof Dibelius die Versammlung eröffnet hatte, lag 
die Leitung in Lückings Hand, der zunächst die Lage aus westfälischer 
Sicht beschrieb und dabei besonders die nach wie vor bestehende agen­
darische Gemeinschaft in der APU hervorhob.113 Als er die Frage nach 
dem Stand der angeblichen „Lutheranisierung des Ostens" anschnitt, 
entfernte sich Dibelius aus dem Sitzungsraum. Die Teilnehmer interpre­
tierten das so, daß Dibelius nunmehr offenbar zu der Auffassung ge­
kommen sei, die APU befinde sich endgültig im Stadium der Auflösung 

105 Provinzialsyn. Bln.-Brandenburg, Initiativantrag, Bln.-Spandau, im Okt. 1948. 
LKArch. Bielef. 3, 10-88. 

106 Vgl. Tröger, Bemerkungen zur Frage eines kirchl.-altpreuß. Verfassungsgesetzes, 
6. 7. 1948, 1 (s. Anm. 104).

107 Vgl. KL Kirchenprov. Sachsen an KL APU, Magdeburg, 27. 7. 1948. EZA 7/1001, 
BI. 92r. 

108 Vgl. KL Kirchenprov. Sachsen an KL APU, Magdeburg, 27. 7.1948, BI. 92v. 
109 Vgl. Prot. LKLAPU(-Ost), [Bln.),4. 8. 1948, TOP 11,2. EZA 7/1290. 
110 So Lücking an Söhngen, Barkhausen (Porta), 16. 9. 1948. EZA 7/1001, BI. J 18. 
111 Vgl. Prot. LKL APU(-Ost), [Bin.), 20. 9. 1948, TOP 17, 4. EZA 7/1290. 
112 Vgl. Mensing, Aufzeichnung über eine am 14. Jan. 1949 in Bethel in ziemlich 

grossem Kreise gehaltene Besprechung über die weitere Gestaltung der A.P.U, 1. 
LKArch. Bielef. 3,10-85. Vgl. dazu auch Tröger, Aktenverm., 25. 1. [1949], 1. 
EZA 7/1001. BI. 124. 

113 Vgl. Mensing, Aufzeichnung über eine am 14. Jan. 1949 in Bethel in ziemlich 
grossem Kreise gehaltene Besprechung über die weitere Gestaltung der A.P.U, 1. 
LKArch. Düsseld. Held, 404. 
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und werde schließlich in der EKD aufgehen. 114 Im Zuge des lebhaften 
Austausches kam man schließlich überein, einem Ausschuß, der die 
künftige Gestaltung der APU vorbereiten sollte, folgende Richtlinien zu 
geben: 

,,1. Wir wissen uns verpflichtet, das Werk der in Treysa 1945 begonnenen Neu­
ordnung der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union fortzuführen und 
weiter zu gestalten. 

2. Die Voraussetzungen für eine Ordnung der APU ist die durch Treysa grund­
sätzlich festgestellte Selbständigkeit der Gliedkirchen der APU. 

3. Die Aufgabe des gemeinsamen Handelns in der APU besteht wesentlich in der
Arbeit der Koordinierung des Dienstes und der Ordnungen der Gliedkirchen. 

4. Wir wollen ein Organ (Generalsynode? Kirchenleitung?)[,] das dieser Aufgabe
dient, das daher vorwiegend ratsgebenden [!] Charakter hat. Sollten ihm auch ge­
setzgeberische Befugnisse gegeben werden, so nur in dem Maße, daß jede Gliedkir­
che Freiheit hat, solche Gesetze anzunehmen oder für eigenes Kirchengebiet abzu­
lehnen. 

5. Eine etwa notwendig werdende Vermögensauseinandersetzung und die Frage
der gegenseitigen finanziellen Verpflichtungen ist im Sinne einer brüderlichen 
Verbundenheit zu lösen. 

6. Die Verwaltungsbehörde hat unter der Kontrolle der Organe der altpreußi­
schen Kirche zu stehen. Der Umfang soll den der APU zugewiesenen Aufgaben 
entsprechend sein. 

7. Es ist zu prüfen, ob der Name APU durch einen dem Charakter der jetzigen
Kirche entsprechenden Namen ersetzt werden kann. 

8. Im Sinne dieser Richtlinien wird dem Ausschuß die Aufgabe gestellt, den bal­
digen Zusammentritt einer Synode (Kirchentag?) vorzubereiten, die über die künfti­
ge Ordnung der APU zu beschließen hätte."115 

Mit diesen Richtlinien war eine wesentliche Vorarbeit für die künfti­
ge Gestalt des Zusammenarbeitens im Rahmen der altpreußischen Kir­
che geleistet. Ebenso erstaunlich wie auch bezeichnend ist es, daß Dibe­
lius daran wiederum, wie schon bei der Treysaer Vereinbarung vom 31. 
August 1945, keinen Anteil hatte bzw. nahm, obwohl das von ihm als 
dem Präsidenten des EOK und Vorsitzenden der Gesamtkirchenleitung 
zu erwarten gewesen wäre. Sein Verhältnis zu diesem Amt, das er für 
kurze Zeit mit aller Macht erstrebt hatte, war und blieb ein mehr oder 
weniger gebrochenes, obwohl sein ärgster Kontrahent, Präses Koch, 
bereits im Januar 1949 in den Ruhestand verabschiedet worden war. 

114 Vgl. Mensing, Aufzeichnung (s. Anm. 113). - Nach Darstellung Trögers mußte 
Dibelius aufbrechen, um nach Hamburg zu fahren; vgl. Tröger, Aktenverm., 25. l. 
[ 1 949) (s. Anm. 112). 

115 Ergebnisprot. Aussprachetagg. APU, Bethel, 14. 1 .  1 949 . EZA 7/1001, 81. 128. 
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Ein Klimawechsel zugunsten des Fortbestandes der APU trat nun 
auch deshalb ein, weil sowohl für Westfalen als auch für Rheinland in 
Bethel neu besetzte Kirchenleitungen auftraten. Es war deutlich gewor­
den, daß man an der Einrichtung der altpreußischen Kirche festhalten 
wollte, wenn auch in einer Form, die die gewonnene Gestaltungsfreiheit 
der einzelnen ehemaligen Kirchenprovinzen nicht wieder beeinträchti­
gen konnte. Der in Westfalen einflußreiche Superintendent Hermann 
Kunst (Herford) brachte die seit 1945 eingetretenen Entwicklungen auf 
den Nenner: 

,, 1945 war in Rheinland und Westfalen keine Diskussion mehr über die Tren­
nung von der APU; bei der genannten Verhandlung [der Aussprachetagung am 14. 
Januar 1949] gab es [hingegen] nicht eine Stimme, die die klare Trennung gefordert 
hätte. Im Gegenteil, es widersprach niemand, als jemand von der Möglichkeit der 
offenen Tür auch für andere Unionskirchen, etwa Hessen-Nassau und Baden, 
sprach. Gewiss, immer wieder hiess es, wir wollen keine Blockbildung, aber die 
ständige Betonung von sog. Selbstverständlichkeiten ist allemal verdächtig. Man 
muss die Geschichte der APU in den letzten drei Jahren aus der Nähe miterlebt 
haben, um zu wissen, was es heisst, dass es nun doch wieder einen Koordinierungs­
ausschuß und eine Generalsynode geben soll. "116 

4. Die Vorbereitung einer außerordentlichen Generalsynode

und einer neuen Ordnung für die APU 

Waren die Verhandlungen bis dahin nahezu völlig intern geführt wor­
den, so ist ihr weiterer Verlauf nach der Betheler Aussprachetagung 
recht detailliert bekannt geworden. Am 21. und 22. Juni 1949 beriet der 
in Bethel verabredete Ausschuß in Berlin über einen Entwurf zur Neu­
ordnung der altpreußischen Kirche,117 den der EOK auf Wunsch der 
Kirchenleitung vorgelegt hatte.118 Strittig war dabei vor allem, ob der zu 
bildenden Synode ein Gesetzgebungsrecht ( eventuell gesondert für die 
östlichen Gliedkirchen) zukommen sollte. Die Mehrheit lehnte dies 
generell, aber auch bezüglich östlicher Sonderregelungen ab. 119 

116 Kunst an Landesbischof Meiser, 21. 1. 1949. LKArch. Hannover D 15 V/29. 
117 Vgl. Benn, Verm., 23. 6. 1949. EZA 7/1001 BI. 170-172; vgl. auch [Lücking], 

Protokollnotizen Verfassungsausschuß APU, Bin., 21. 6. 1949. LKArch. Bielef. 
3,10-43. 

118 Vgl. TB EOK 1950, 55 f. Der Entwurf, der keine Überschrift trägt, ist erhalten in: 
LKArch. Düsseld. Beckmann A 19; dgl. LKArch. Düsseld. Held 404; wegen hand­
schriftl. Zusatz auf beiden Dok. wird er OKonsR Söhngen zugeschrieben. 

119 So Benn, Verm., o. 0., 23. 6. 1949, 2. EZA 7/1001, BI. 171. - Die Vorschläge des 
Ausschusses für die altpreuß. KL finden sich als An!. 2 zum Prot. APU(-Ost), 
[Bin.], 26. 7. 1949. EZA 7/1290. 
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In den folgenden Monaten wurde der Entwurf in den Kirchenleitun­
gen der Gliedkirchen beraten; die östlichen Kirchenleitungen sprachen 
sich einhellig dafür aus, der Synode ein Gesetzgebungsrecht beizule­
gen, 120 im Westen war man dagegen. 121 Die Auseinandersetzungen setz­
ten sich Anfang Dezember 1949 in der altpreußischen Kirchenleitung 
fort; seitens des Ostens wurde wiederum betont, daß die APU - gegen 
das Modell eines Kirchenbundes - eine Bundeskirche bleiben müsse. 122 

Die Westkirchen legten demgegenüber einen eigenen „Entwurf einer 
Ordnung der Evangelischen Kirche der altpreussischen Union" vor. 
Beide Optionen wurden dem Verfassungsausschuß zur weiteren Bera­
tung überwiesen. 123 Verhandelt wurde außerdem über eine „Notverord­
nung über die Bildung einer ausserordentlichen Generalsynode", die 
Voraussetzung für deren Einberufung war. 124 Der rheinische Präses Held 
wurde gebeten, den Vorsitz im Ausschuß zu übemehmen. 125 

Die rheinische Kirchenleitung bestand ausdrücklich darauf, daß einer 
künftigen Generalsynode keinesfalls ein die Gliedkirchen bindendes 
Gesetzgebungsrecht zukommen dürfe. 126 Die westfälische Kirchenlei-

120 Vgl. TB EOK 1950, 56. 
121 Vgl. Verhandlungsniederschr. APU-West, Düsseld., 26. 10. 1949, TOP l ,  1. 

EZA 13/A 3-03, sowie Verhandlungsniederschr. APU-West, Bielef., 29. 11. 1949, 
TOP 8, 3. LKArch. Düsseld. LKA 11-2-2 I. 

122 Vgl. Prot. LKL APU(-Ost), [Bin.], 7. 12. 1949, TOP 4, 4. LKArch. Bielef. 3,15-11. 
123 Vgl. TB EOK 1950, 56. Der rhein.-westfäl. Entwurf findet sich als An!. 2 bei der 

Verhandlungsniederschr. APU(-Ost), [Bin.], 7. 12. 1949. EZA 7/1290. Während 
dieser Entwurf im TB des EOK knapp als ein „stark dezentralistischer " charakteri­
siert wurde, machte OKonsR Brandes auf diejenigen aufmerksam, denen auch die­
ses Dokument noch zu zentralistisch sei; ,,sogar hinsichtlich der Bestimmung, daß 
die altpreußische Kirche den Gliedkirchen Anregungen und Richtlinien geben 
könne, habe man Sorge vor einem Zwange. Eine beträchtliche Mehrheit der west­
fälischen Kirchenleitung sehe aber in dem Entwurf eine brauchbare Verhand­
lungsgrundlage." (TOP 4, 4). 

124 Vgl. Verhandlungsniederschr. APU(-Ost), 7.12.1949, 6 f. Der Entwurfstext findet 
sich dort als Anl. 3. Die Generalsynode sollte sich demnach zu einem Drittel aus 
Geistlichen und zu zwei Dritteln aus zum Presbyteramt Wahlfähigen zusammenset­
zen; die Vertreter aus den einzelnen Gliedkirchen, deren Zahl nach einem Schlüssel 
festgelegt war, von den jeweiligen Synoden bestimmt werden; hinzutreten sollten 
als geborene Synodale die Vorsitzenden der Synoden und der Kirchenleitungen der 
Gliedkirchen, Vertreter der theologischen Fakultät und durch die Kirchenleitung 
der APU Berufene. 

125 Vgl. TB EOK APU 1950, 56. Vgl. dazu auch Tröger an Held, Bln.-Charlbg., 
23.12.1949. LKArch. Düsseld. Held 404. 

126 Vgl. KL Ev. Kirche im Rhein!. an KL Ev. Kirche v. Westf., o. 0., 20. 1. 1950. 
LKArch. Düsseld. LKA 11 -2-2 I. Diese ,conditio sine qua non' war erweitert um 
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tung zeigte sich überzeugt, daß derzeit kein Kompromiß erreichbar sei. 
Da es aber andererseits die äußere Situation verbiete, die APU aufzulö­
sen, halte man es vorerst für nicht tunlich, die Verhandlungen fortzuset­
zen, vielmehr möge man es bei der Treysaer Vereinbanmg belassen. 127 

Um so überraschender gelang es dem Verfassungsausschuß dennoch, 
im Februar 1950 einen Kompromißvorschlag für eine neue Ordnung der 
APU vorzulegen, 128 der dann auch die Zustimmung der Gesamtkirchen­
leitung erhielt. 129 Vorgesehen war darin ein bedingtes Gesetzgebungs­
recht des „Rates" ( d. h. der Kirchenleitung) und der Synode der APU: 

,,Der Rat der APU kann den Gliedkirchen eine Vorlage für die gesetzliche Re­
gelung eines Gegenstandes durch die Evangelische Kirche der altpreußischen Union 
vorlegen. Stimmt die Mehrheit der Synoden der Gliedkirchen der Vorlage zu, so 
kann der Rat sie als Gesetz der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union für 
den Bereich der zustimmenden Gliedkirchen in Kraft setzen. Wird der Widerspruch 
einer Gliedkirche damit begründet, daß der Erlaß des Gesetzes die in dieser Ord­
nung begründete Gemeinschaft der Gliedkirchen gefährde, so hat der Rat hierüber 
die Entscheidung der Synode der APU herbeizuführen." 130 

Der EOK sollte nach Funktion und Bezeichnung in eine „Kirchen­
kanzlei" umgewandelt werden. 13 1 Ebenso einigte man sich endgültig auf
den Erlaß einer Notverordnung über die Bildung einer außerordentli­
chen Generalsynode. 132 Der Ordnungsentwurf wurde der Synode durch
Veröffentlichung im Amtsblatt der EKD133 im Mai 1950 als Grundlage 
für ihre Arbeit vorgelegt, 134 nachdem zuvor noch eine Einigung über die
Formulierung des Artikels 1 (im Rang einer Präambel bzw. eines 
Grundartikels) erzielt worden war. 135 

In der Summe betrachtet, hatten die beiden westlichen Kirchen damit 
ihre Vorstellungen weitgehend durchgesetzt.136 Da sie ihren Erfolg be­
reits vor dem Zusammentritt der Generalsynode ungescheut prokla-

die Forderung, daß „alles geschieht, um einer zentralen Kirchenleitung in Berlin 
entgegenzuarbeiten, und dass dabei insbesondere eine Verkleinerung des Berliner 
Verwaltungsapparates erstrebt wird". 

127 So Ev. Kirche v. Westf./LKA (Lücking) an KL Ev. Kirche im Rhein!., B[ielef.], 4. 
2. 1950. LKArch. Bielef. 3,10-87.

128 Vgl. TB EOK APU 1950, 56-58. 
129 Vgl. Prot. LKL APU(-Ost), [Bin.], 24.2.1950, 5. LKArch. Düsseld. 11-2-2-l. 
130 Vgl. Art. 6 (2) des Entwurfs. LKArch. Bielef. 3,10-86. 
131 So Art. 16. Vgl. dazu auch die Betrachtung von Benn (1950), 357. 
132 Vgl. Prot. LKL APU(-Ost), [Bin.], 24.2.1950, 5 f. LKArch. Düsseld. 11-2-2-1. 
133 Vgl. ABlEKD 1950, H. 5, 15.5. 1950, 109-112. 
134 Vgl. Karnatz, 453. 
135 Vgl. Aus der APU: EvW 4 (1950), 236. Vgl. dazu auch u. S. 640 f. 
136 Mit Lessing (1992), 409. 
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mierten,137 kam es nochmals zu ärgerlichen Reaktionen unter den Kriti­
kern dieses Kompromisses im Osten: 

„Das Ergebnis der jetzigen Beratungen wird man mit zwiespältigen Gefühlen 
betrachten. Die Leitung [der APU] wird einem von den Gliedkirchen her gebildeten 
Rate übertragen, der Gesetzesentwürfe vorlegen, auch Notverordnungen erlassen 
kann. Ihm steht eine Kirchenkanzlei als vorbereitendes und ausführendes Organ zur 
Seite. So bleibt die Handlungsfreiheit der Kirche nach außen gesichert. Bedenklich 
ist vielen von uns erschienen, daß die künftige Generalsynode nur überaus spärliche 
Rechte hat und die Legislative fast völlig bei den Einzelkirchen verbleiben soll. 
Namentlich die Laienschaft wird das betrüben. "138 

Dessen ungeachtet trat vom 11. bis 13. Dezember 1950 die außeror­
dentliche Generalsynode im Berliner Johannesstift zusammen, wählte 
Dr. Lothar Kreyssig zum Präses und beriet in erster Lesung über den 
Entwurf der Ordnung. 139 Einige Wochen später, vom 18. bis zum 20. 
Februar 1951, versammelte sich die Synode zur zweiten Lesung und 
nahm die trotz intensiver Beratung in den Synodenausschüssen in ihrer 
Tendenz von dem im Jahr zuvor erarbeiteten Kompromiß nicht wesent­
lich abweichende „Ordnung der Evangelischen Kirche der altpreußi­
schen Union" an. 140 Wiederholt wird in den Artikeln der Ordnung, die 
die Aufgaben der APU beschreiben, darauf hingewiesen, daß der Haupt­
zweck der APU zukünftig im Fördem- nicht aber im Durchsetzen - der 
Einheit der Gliedkirchen bestehen solle. 141 Von Berlin aus konnte damit 
eine kirchenleitende Funktion gegenüber den Gliedkirchen nicht mehr 
ausgeübt werden. 142 W. Delius hat das auf die griffige Formel gebracht: 
Die APU „ist nunmehr Instrument ihrer Gliedkirchen".143 

137 Vgl. Lücking (1950), 579-581. 
138 Geheimrat Dr. Quaatz: Gliedkirchen u. Gesamtkirche: EvW 4 (1950), 587; vgl. 

auch Braun, 369-371. 
139 Vgl. Auszug Verhandl. Generalsyn. 1950. Vgl. auch die Berichterstattung über die 

Synoden: Altpreuß. Generalsyn., 6 f., 10, u. Zur Erneuerung, 27-29 (m. Darst. des 
Echos auf die Synoden). 

140 Vgl. Seidel (1993), 131. Die Ordnung ist abgedr. im ABIEKD 1951, H. 7, 15. 7. 
1951, 150-153. 

141 Vgl. ABIEKD 1951, H. 7, Art. 4 (!); Art. 5 (!); Art. 6 (!);vgl. auch Art. 7 ( ! ). 
142 Dies wurde besonders aus Sicht der Flüchtlinge und Vertriebenen kritisiert (s. Kap. 

VIIl.3.2); vgl. Kamme!, 5: ,,Man kann ... nicht leichten Herzens aufgeben, was wir 
in unserer Evangelischen Kirche der Altpreußischen Union bisher hatten ... In Zei­
ten der Not schließt man sich in der Regel zusammen, um gemeinsame Angriffe 
abzuwehren, um· gemeinsam die Lasten zu tragen. Wir sind im Begriff, unseren 
Zusammenschluß zu zerstören oder wenigstens weitgehend zu lockern ... Im staat­
lichen Leben ist für entscheidende Lebensfragen des Volkes die Möglichkeit eines 
Volksentscheides gegeben ... Im kirchlichen Leben ... sollten heute mehr denn je 



634 VIII Die APU/EKU als offene und gegliederte Kirchengemeinschaft 

An der Schlußabstimmung über die neue Ordnung der APU nahm 
Dibelius nicht mehr teil, was als Zeichen seiner Ablehnung gedeutet 
wurde. 144 Zuvor war es in der Synode zu einem Eklat wegen der Über­
führung des EOK in seine neue Aufgabe als Kirchenkanzlei gekommen. 
Dibelius hatte sich dafür eingesetzt, daß dies erst nach einer Übergangs­
frist geschehen sollte. Der für die VELKD auf der Synode anwesende 
Beobachter Walter Zimmermann hat das Geschehen eindrücklich be­
schrieben: 

,,Generalsuperintendent Jacobi hatte, nachdrücklich von Bischof Dibelius unter­
stützt, den Antrag gestellt, dass die Geschäfte der Kirchenkanzlei solange vom 
Evangelischen Oberkirchenrat wahrgenommen werden sollten, bis der Rat anders 
entschiede. Hiermit wäre dem Oberkirchenrat eine Frist von etwa 1 ½ Jahren gesi­
chert gewesen. Nach heftiger Debatte wurde dieser Antrag mit einer knappen Mehr­
heit angenommen. Danach wurde von dem offenbar bestürzten Präsidium (Kreyssig, 
Lücking) sogleich eine Pause von 10 Minuten eingelegt, während der es lebhafte 
Einzeldiskussionen gab. Danach wurde mit einem Choralvers eröffnet: ,Gib in unser 
Herz und Sinnen ... und mach uns vom Irrtum los!' Sodann eröffnete Präses Held 
mit Präses Lücking der Synode, dass die westlichen Gliedkirchen für den Oberkir­
chenrat nicht die erforderlichen finanziellen Opfer bringen könnten. Nach längerer 
lebhaftester Aussprache ... stimmte die Synode zum zweiten Male über den bereits 
angenommenen Antrag von Generalsuperintendent Jacobi ab, diesmal fiel der An­
trag durch. Damit ist die Vorläufige Leitung der Altpreußischen Union ermächtigt, 
den Evangelischen Oberkirchenrat sogleich umzubilden. Für die Umbildung hört 
man immer wieder den Namen des Propstes Hildebrand[t], eines radikalen BK­
Mannes, als des künftigen Leiters der Kirchenkanzlei." 145 

Der Ausgang der Synode war für Dibelius Grund genug, nunmehr 
seinen Rückzug aus der altpreußischen Kirchenleitung vorzubereiten. 
Verbittert notierte er in seinem Tagebuch: 

„Ich habe das Stenogramm der Schlußsitzung der apr. Generalsynode. Danach ist 
gegen die Leitung nichts zu sagen. Es blickt aber an mehreren Stellen durch, daß es 
den Rheinländern u. Westfalen darum zu tun war, die schleunige Gleichschaltung 
des EO[K) durchzusetzen, im Sinn der Bruderräte. Die vornehmen Reden von Held, 

auch das Kirchenvolk, auch unsere Gemeindeglieder befragt werden und die Mög­
lichkeit haben, auf die Gestaltung unserer Kirche einzuwirken. Wie die 9 Millionen 
Flüchtlinge aus dem Osten dabei stimmen würden, unterliegt keinem Zweifel. Sie 
wollen sich nicht noch einmal heimatlos machen lassen." 

143 So Delius, 144. 
144 Vgl. VPräs. Zimmermann an Landesbischof Meiser, Bln.-Schlachtensee, 20. 2. 

I 951. LKArch. Hannover D I 5 VI/92. 
145 VPräs. Zimmermann an Landesbischof Meiser, Bln.-Schlachtensee, 20. 2. 1951. 

Dibelius sprach sich gegen eine Leitung der APU-Kirchenkanzlei durch [Franz­
Reinhold] Hildebrandt aus; vgl. VPräs Zimmermann an Landesbischof Meiser, 
Bln.-Schlachtensee, 17. 3. 1951, vertrau!. LKArch. Hannover D 15 VI/92. 



Ylll.2 Äußere und innere Probleme der Nachkriegsjahre 635 

der die Synode beherrscht, ermangeln der inneren Wahrhaftigkeit. 146 Ich beginne 
mit Abfassung einer Erklärung, mit der ich meinen Rücktritt in der apr. Kirchenlei­
tung zu begründen gedenke. Das ist eben keine christliche Kirche.'d47 

Am 5. Juni 1951 vollzog Dibelius den ersten Schritt. Äußerer Anlaß 
war der Streit um die Finanzierung der APU durch die Westkirchen. In 
einem großen, anderthalbstündigen Vortrag schilderte der Berliner Bi­
schof rückschauend noch einmal die Entwicklung der APU seit 1945 
und stellte in Aussicht, sein Amt als Vorsitzender der Kirchenleitung 
niederlegen zu wollen. 148 In seinem Tagebuch hielt Dibelius fest: 

„Zehnstündige Sitzung der altpreußischen Kirchenleitung. 1 ½stündiger Vortrag 
von mir mit klarer Distanzierung von dem Familienegoismus der Bruderräte u. von 
dem Mangel an Rechtsbewußtsein bei den Rheinländern. Böhm: er sei beleidigt; 
Lücking: er sei gekränkt; Niese!: es sei alles nicht wahr! Die Debatte dreht sich dann 
um die Frage der Rechtsverpflichtung. Die Vertreter v. Rheinland u. Westfalen sind 
fühlbar bestürzt. Es zeigt sich, daß sie eben völlig anders denken u. es wirklich für 
richtig halten, daß Rechtsverpflichtungen nur aus der von der (von ihnen be­
herrschten) Generalsynode beschlossenen Neuordnung hergeleitet werden können, 
nicht aus der alten Ordnung, zu der sie ein inneres Verhältnis nicht haben. Immer­
hin: ihre zuletzt versprochenen Beiträge wollen sie nunmehr wirklich bezahlen. Ich 
bleibe fest: ohne Erklärung, daß die Rechtsverpflichtungen anerkannt und erfüllt 
werden, führe ich den Vorsitz nicht weiter. Die nächste Sitzung soll die Entschei­
dung bringen ... Aber der sachliche Gegensatz besteht weiter. Es ist doch wohl 
sinnlos, an diesen Kampf um eine uninteressant gewordene Kirche der apU noch 
Kraft zu verschwenden.'.i49 

Ein schriftlicher „Schlagabtausch" zwischen Dibelius und Präses 
Ernst Wilm im August 1951 offenbarte dann noch einmal die grund­
sätzlichen Meinungsverschiedenheiten. Wilm machte geltend: 

„Es ist unbestreitbar, daß es bei der Frage nach dem Recht nicht nur um das Geld 
geht. Zum Recht gehört ebenso, daß in Art. IV von Treysa steht, daß der Vorsitz in 
der Leitung der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union alljährlich wech­
selt; zum Recht gehört ebenso, daß die, die bezahlen sollen, auch bei den Beschlüs­
sen mitwirken, aus denen Unkosten entstehen, wie Neueinstellung von Beamten 
usw.; zum Recht gehört auch, daß diejenigen, die an der Aufbringung einer verhält­
nismäßig hohen Umlage für eine Verwaltung beteiligt sind, prüfen dürfen, wieweit 

146 Über Äußerungen Helds auf der Synode beschwerte sich im Namen der Mitar­
beiterinnen u. Mitarbeiter des EOK auch Tröger; vgl. Tröger an Held, Bln.­
Charlbg., 3. 3. 1951. EZA 7/1165. Söhngen wies gegenüber Kreyssig eine grund­
sätzlich negative Beurteilung der Arbeit des EOK in den Jahren des Zweiten Welt­
kriegs und nach Kriegsende zurück; vgl. Söhngen an Kreyssig, Bin., 16. 4. 1951. 
EZA 7/1002. 

147 Dibelius, 0., Tagebucheintrag, 25. 2. 1951. BA Kobl. N 1439/3. 
148 Der Vortrag ist in Auszügen abgedr. bei: Stupperich (1989), 392-396. 
149 Dibelius, 0., Tagebucheintrag, [Bln.], 5. 6. 1951. BA Kobl. N 1439/3. 
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diese Verwaltung notwendig und für sie, die anteiligen Kostenträger, erforderlich 
ist. Zum Recht gehört auch, daß wir vor unserer Kirche und Synode verantworten 
müssen, was als Umlage an die Evangelische Kirche der altpreußischen Union 
abzuführen ist ... Wenn Sie sagen: ,Wo soviel Recht unter den Schlitten kommt, 
muß die Kirche das Recht wahren', dann müssen wir Ihnen antworten: Für uns war 
die rechtliche Verpflichtung immer eine unteilbare, und wir können es nicht einse­
hen, wie man nur die Verpflichtung zum Zahlen herausnimmt und den anderen dazu 
anhält, während man die Verpflichtungen, die ebenso guten Rechtes sind, und an 
denen dem anderen sehr gelegen ist, für ziemlich belanglos hält." 150 

Dibelius antwortete: 

„Die Frage der Beitragsleistung ist auch mir keineswegs die Hauptsache bei der 
a[lt]p[reußischen] Frage. Aber die Anweisung der rheinischen Kirchenleitung, nicht 
eher zu zahlen, als bis der Oberkirchenrat verschwunden sei, ist der Tropfen gewe­
sen, der bei mir den Eimer zum Ueberlaufen gebracht hat ... Es war meine Absicht, 
gleichzeitig den Vorsitz in der altpreussischen Kirchenleitung niederzulegen. Ich 
habe davon vorläufig Abstand genommen, weil ich von allen Seiten bestürmt wur­
de, das nicht zu tun, und da Rheinland und Westfalen inzwischen einlenkten - wie 
ich denn auch aus der letzten Sitzung der ap. Kirchenleitung die bündige Erklärung 
des westfälischen und des rheinischen Vertreters als wichtigsten Ertrag verbucht 
habe: dass sie entsprechend dem aufzustellenden Schlüssel auch wirklich bezahlen 
wollen ... Was den Ausgangspunkt von Treysa anlangt, so vermisse ich bis zur 
Stunde jegliches Verständnis der westlichen Brüder dafür, dass man damals mit 
keiner Silbe davon Notiz genommen hat, dass wir in Berlin bereits einen neuen 
Anfang gemacht hatten. Wie dieser neue Anfang aussah, ist völlig gleichgültig. Die 
Stipulation von Treysa tut jedenfalls so, als ob das, was in Berlin geschehen war, 
nicht existierte. Sodann enthält die Stipulation von Treysa eine ganze Reihe von 
Punkten, die als ,Recht' im strengen Sinne des Wortes nicht gelten können .. . Eben­
so ist die Bestimmung, dass die Konsistorien verschwinden und an ihre Stelle neue 
Kirchenleitungen getreten seien, spezifisch westlich gedacht. Im Osten hat das keine 
einzige Kirchenprovinz akzeptiert ... Alles in allem bin ich noch heute der Mei­
nung, dass die Beschlüsse von Treysa damals vom Westen her gedacht und in allem 
wesentlichen vom Westen her gemacht worden sind. Ich habe, wie ich schon ausge­
führt habe, damals unterschrieben, um nicht in den eben erfolgten neuen Zusam­
menschluss der EKD gleich wieder einen Missklang zu bringen. Innerlich an­
erkannt habe ich Treysa nie." 151 

Zum 30. November 1951 schließlich schied Otto Dibelius aus seinen 
Leitungsfunktionen in der APU aus. 152 Der Präses der Generalsynode, 
Kreyssig, übernahm an Dibelius' Statt kommissarisch die Leitung der 
Kirchenkanzlei der APU; 153 mit dem Vorsitz der Kirchenleitung wurde 

150 Wilm an Dibelius, Bad Kohlgrub, 17.8.1951. LKArch. Bielef. 0,1-210. 
151 Dibelius an Wilm, o. 0., 22.8. 1951. BA Kobl. N 1439/8. 
152 Vgl. Stupperich (1989), 397. 
153 Vgl. Verhandl. Syn. APU 1952, 4. - Zum Mißverhältnis zwischen Kreyssig u. 

Dibelius vgl. Söhngen an Kreyssig, Bin., 22. II. 1951. EZA 614/VII/2; sowie Der 
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der Alterspräsident D. Siegfried Knak betraut. 154 Nachdem die Kirchen­
kanzlei der APU am 1. August 1951 ihren Dienst aufgenommen hatte, 155 

trat die erste ordentliche Synode der APU im Mai 1952 in Berlin zu­
sammen und wählte Kreyssig zu ihrem Präses. 156 Zum Vorsitzenden des 
Rates der APU wurde im Juni der rheinische Präses Held gewählt; bei 
Kreyssig verblieb zunächst die kommissarische Leitung der Kirchen­
kanzlei, bis der Rat der APU Propst Hildebrandt in dieses Amt berief. 157 

Am 1. Oktober 1952 trat der neue Präsident sein Amt an. 158 

5. Die Debatte um die Bekenntnisbestimmtheit und

die Bekenntnisbindung der neugeordneten APU

Begleitet war die Phase der Neuordnung der APU von einer intensiven 
Auseinandersetzung über das theologische Fundament und die Be­
kenntnisgrnndlage der altpreußischen Kirche, nicht zuletzt in Auseinan­
dersetzung mit dem namens der VELKD auftretenden bayerischen Lan­
desbischof Hans Meiser. 159 Die mit ihrer Neuordnung einhergehende 
Konsolidiernng der APU minderte die bis dahin seitens der VELKD 
gehegte Hoffnung, zumindest einige der aus der APU hervorgegange­
nen, verselbständigten Landeskirchen würden sich dem Zusammen­
schluß der lutherischen Kirchen annähern. 160 

Ev. Bischof v. Berlin (Dibelius) an Kreyssig, Bln.-Dahlem, 13. 12. 1951. EZA 
7/1265. 

154 Vgl. Prot. KL APU, Bin., 15.1.1952, TOP 1, 2. EZA 7/1291. 
155 Vgl. APU/Kirchenkanzlei an KL.en u. oberste Verwaltungsstellen der Gliedkirchen 

d. APU, Bln.-Charlbg., 15. 8. 1951. LKArch. Düsseld. 11-2-1 I.
156 Vgl. Verhandl. Syn. APU 1952, 46. 
157 Vgl. Prot. Rat APU, Bin., 9.9. 1952, TOP 2, 5. EZA 7/1272. 
158 Vgl. Eiliger, 163. 
159 Vgl. dazu Lessing (1992), 409-411. 
160 Vgl. VELKD/Luth. Kirchenamt (Zimmermann) an Landesbischof Meiser, Bin.­

Schlachtensee, 28. 6. 1949. LKArch. Hannover D 15 VI/91: ,,Nach zuverlässigen 
Informationen durch Teilnehmer wird es im Dezember zu einer Synode der Alt­
preußischen Union kommen, und, nachdem im Juli 1950 der 100. Geburtstag der 
Altpreußischen Union gefeiert worden ist, wird die Auflösung der bisherigen Form 
der ApU. eintreten." Für die VELKD sei dies u. a. deshalb bedeutsam, weil „sich 
im Blick auf einzelne Kirchen innerhalb der APU jetzt neue und stärkere 
Möglichkeiten des Anschlusses an die VELKD" ergäben. ,,Es ist z. B. denkbar, daß 
die pommersche Landeskirche entweder als gesonderte Kirche oder, indem sie sich 
mit Mecklenburg zusammenschliesst, wozu sie ja politisch schon gehört, ihren An­
schluss an die VELKD vollzieht. Bei der pommerschen Landeskirche wäre das 
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Die Diskussion um Wesen, Recht und Gestalt der Unionskirche hatte 
seit Beginn des Kirchenkampfes immer wieder eine Rolle gespielt und 
war sowohl von der altpreußischen Bekenntnissynode in Halle/S. 1937 
(s. VIl.6.5) als auch in der Denkschrift „Von rechter Kirchenordnung" 
1944 (s. VII.9.3.4c) dahingehend beantwortet worden, daß der Ver­
schiedenheit der Bekenntnisbindung in der APU künftig mehr Rech­
nung getragen werden sollte. Aber auch die deswegen im Juni und Juli 
1945 in Wuppertal geführten Gespräche hatten zu keiner größeren Klar­
heit über den einzuschlagenden Weg geführt. 161 Neue Nahrung erhielt 
die Debatte im Zusammenhang der Diskussion der Grundordnung der 
EKD, die diese schließlich als einen „Bund lutherischer, reformierter 
und unierter Kirchen" definierte (Art. 1) und unter anderem das Ausein­
andertreten der Synode in Bekenntniskonvente vorsah, sofern gegen 
eine Vorlage das Bedenken erhoben werden sollte, sie widerspreche 
dem lutherischen, reformierten oder unierten Bekenntnis (Art. 27).162 In 
der EKD-Synode waren freilich nicht nur die aus der APU hervorge­
gangenen Landeskirchen vertreten, sondern auch die APU als solche -
nicht jedoch etwa die VELKD als Zusammenschluß der lutherischen 
Landeskirchen. 163 Daß vor dem Hintergrund der Debatte um den Fortbe­
stand der preußischen Union, die sich nicht auf ein ausformuliertes Uni­
onsbekenntnis stützen konnte, eine Klärung der Bekenntnisgrundlage 
vonnöten war, wurde nicht nur von außen angemahnt, 164 sondern auch 
im EOK selbst gesehen: 

„Das konfessionelle Problem ist in Mode gekommen." ... ,,Die Gegensätzlichkeit
des reformierten und des lutherischen Bekenntnisses reicht bis in die Wurzeln. Das 
bestreiten zu wollen, hieße die immanente Logik der Bekenntnisentwicklung an­
zweifeln und die strenge Systematik der Lehraussagen gerade im Luthertum ver­
kennen. Es bedeutet nichts anderes als den Versuch einer Selbsttäuschung, wenn 
immer wieder behauptet wird, Luthertum und Reformiertentum seien in den Fun­
damentalartikeln einig ... Nein, wenn man der Sache auf den Grund geht, wird man 
um die Feststellung nicht herumkommen, daß Lutheraner und Reformierte ... schon 
in ihrem Verständnis von Offenbarung und Schrift von einem sehr verschiedenen 
Ansatz ausgehen und daß die Gleichheit der Begriffe die Verschiedenheit, ja Gegen-

sowohl nach ihrem Bekenntnisstande wie auch nach der Zusammensetzung ihrer 
Kirchenleitung denkbar". 

161 Vgl. Kampmann, Westfalen, 339-346. 
162 Vgl. Merzyn, 2, 7. 
163 Ob die APU in den Organen der EKD eigenständig neben den Landeskirchen 

vertreten sein sollte, war umstritten; vgl. Benn (1948), 75, 78. 
164 Vgl. z.B. Kimme, 115. 
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sätzlichkeit der Auffassung oft nur verdeckt; der ganze Ernst der Wahrheitsfrage 
steht an jedem Punkt zwischen den Konfessionen. " 165 

Wenngleich es auch Stimmen gab, die in dem bestehenden Zustand 
keine Belastung, sondern den lebendigen Ausdruck einer zu keiner Zeit 
abschließend gelösten Bekenntnisbildung sahen, so war doch auf der 
anderen Seite immer wieder von einer „Krise der Union" 166 die Rede. 

G. Heinemann: ,,Die alten Bekenntnisse werden nicht verworfen, sondern nur in
die Fortentwicklung gerufen, die sich aus dem Hören auf das Zeugnis der Brüder 
(Artikel 1 Absatz 2 der Grundordnung der EKD) und dem Fortgang der geschichtli­
chen Fragestellungen ergibt." 167 

-

F. Hübner: ,,Die permanente Krise der unierten Kirchen, insbesondere der Alt­
preußischen Union, ist vielmehr ganz ohne Schuld der lutherischen Landeskirchen 
begründet in ihrer Entstehungsgeschichte und verschärft worden durch den Kampf 
der Bekennenden Kirche." 168 

Nach dem Entwurf der neuen Ordnung für die APU vom Mai 1950 
nahm diese als „eine brüderliche Gemeinschaft ihrer Gliedkirchen im 
Dienst an der Ausrichtung des Evangeliums" (Art. 2 [2]) für sich in 
Anspruch, vollgültig Kirche zu sein (Art. 1 [l] und [3]). Zugleich unter­
strich sie, bei voller Gemeinschaft in der Verkündigung des Wortes und 
ohne Einschränkung gewährter Zulassung für die Angehörigen aller in 
der EKD geltenden Bekenntnisse zum Empfang des Heiligen Abend­
mahls die Kirchengemeinschaft der in ihren Gliedkirchen verbundenen 
Gemeinden pflegen zu wollen (Art. 1 [8]). Die in den Gliedkirchen gel­
tenden reformatorischen Bekenntnisse seien zu achten und der Entfal­
tung des Lebens innerhalb der einzelnen Bekenntnisse sei Freiraum zu 
gewähren (Art. 1 [5]). 169 Hiergegen erhob sich sofort Kritik aus dem 
lutherischen Lager, besonders gegenüber der nicht zu Unrecht in dem 
Entwurf erblickten Tendenz, die konfessionellen Verschiedenheiten als 
nur sekundär gegenüber der bestehenden Kirchengemeinschaft anzuse­
hen; 170 die Beschlüsse der altpreußischen Bekenntnissynode von Halle

165 Söhngen (1948), 3, 30 f. 
166 Vgl. den Titel von Benn (1948). 
167 Heinemann, 338. 
168 Hübner (1950), 339. 
169 Vgl. ABIEKD 1950, H. 5, 15.5.1950, 110. 
170 Vgl. Kimme, 341: ,,Die beiden Konfessionen erscheinen hier nicht als zwei Kir­

chen, die sich zahlreiche theologische und kirchliche Grundfragen bestreiten, son­
dern als zwei Hälften einer Kirche, die durch die beiden Konfessionen in ihrer 
inneren Einheit nicht beeinträchtigt, sondern eher bereichert werde[n]. Alle auftre­
tenden konfessionellen Verschiedenheiten erscheinen gegenüber der primären Kir­
chengemeinschaft als sekundär, sie sind nur noch in brüderlichem Gespräch zu 
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193 7 würden nicht eingelöst, 171 und die Sonderstellung der APU er­
schwere den inneren und äußeren Zusammenschluß in der EKD.17

2 

In seinem Einführungsreferat zum Thema auf der Generalsynode im 
Dezember 1950 versuchte Joachim Beckmann, solchen Einwendungen 
entgegenzutreten.173 Entscheidend für die Kirchengemeinschaft der APU
sei, daß man eins sei „im Evangelium von Jesus Christus, in dem Fun­
damentum, in dem articulus stantis et cadentis ecclesiae", auch ohne daß 
ein bestimmtes reformatorisches Bekenntnis konstitutive Bedeutung für 
sie habe. Auch hinsichtlich der EKD störe die APU nicht die Kirchen­
gemeinschaft, sondern fördere sie, wenn sie dazu beitrage, daß die EKD 
bekennende Kirche sei und werde. Hingegen warnte Prof. Joachim Kon­
rad von der Evangelisch-Theologischen Fakultät in Münster davor, für 
die neue Ordnung Formulierungen zu wählen, die im Sinne einer Kon­
sensusunion verstanden werden könnten; das berge die Gefahr in sich, 
,,daß man mit den lutherischen Brüdern darüber stärker auseinander­
tritt".174 Deshalb solle nur knapp von der Achtung des Bekenntnisstan­
des der Gemeinden die Rede sein und vermieden werden, noch weitere 
als programmatisch zu verstehende Aussagen hinzuzufügen.175 Die Syn­
ode kam überein, der Ordnung einen „Grundartikel" voranzustellen, in 
den im wesentlichen das aufgenommen werden sollte, was in Art. 1 des 
Entwurfs bezüglich der Bekenntnisfrage formuliert worden war.176 

Schärfer als im ersten Entwurf sollte darin zum Ausdruck kommen, daß 
man für die Auslegung der Heiligen Schrift an die Bekenntnisse gewie­
sen sei, die in den Gliedkirchen der APU gemäß deren Grundordnungen 
für die Gemeinden gälten. 177 Im neuen Artikel 1 sollte dann die APU als

klärende Bedenken, denen allenfalls Rechnung zu tragen ist. Es wird sich von nun 
an zeigen, ob das Luthertum in der Union sich mit dieser geschickten Bereinigung 
des konfessionellen Problems in der APU abfinden ... wird." 

171 Vgl. Goltzen, 376. 
172 Vgl. Goltzen, 13. 
173 Vgl. Beckmann, Ein!. Ref. über das Thema: ,,Vom Wesen der Ev. Kirche der 

APU": Auszug Verhandl. Generalsyn. APU 1950/1951, 18-31; nachfolg. Verweise 
24 f., 29. 

174 Konrad, Rede: Auszug Verhandl. Generalsyn. APU 1950/1951, 56-57; hier 57. 
175 Vgl. Konrad, Rede: Auszug Verhandl. Generalsyn. APU 1950/1951, 56. 
176 Vgl. Beckmann, J., Ber. über die Arbeit des Ausschusses I: Auszug Verhandl. 

Generalsyn. APU 1950/1951, 68-78, hier 68. 
177 Vgl. Beckmann, Ber. über die Arbeit des Ausschusses I: Auszug Verhandl. Gene­

ralsyn. APU 1950/1951, 70, 72 f. Auffällig ist, daß Harmannus Obendiek dies in 
seinem Bericht über die Generalsynode mit Stillschweigen übergeht und statt des­
sen betont: ,,Die Unionskirche erinnert die Bekenntniskirchen daran, daß unser 
Wissen Stückwerk ist, daß die Heilige Schr(ft über den Bekenntnissen steht, daß 
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Gemeinschaft der in ihr zusammengeschlossenen Gliedkirchen definiert 
werden, 178 ausdrücklich verbunden mit dem Aufruf, ,,immer von neuem 
auf das Glaubenszeugnis der Brüder zu hören, die Last bestehender 
Lehrunterschiede in gemeinsamer Beugung unter die Wahrheit des 
Wortes Gottes zu tragen und im gemeinsamen Bekennen des Evangeli­
ums zu beharren und zu wachsen". 179 

Über die Beschlußfassung der Generalsynode zur neuen Ordnung der 
APU wurden die übrigen EKD-Gliedkirchen mit dem Bemerken in 
Kenntnis gesetzt, die altpreußische Kirche werde für jeden brüderlichen 
Rat dazu dankbar sein. 180 Noch bevor die Generalsynode am 18. Februar 
1951 zur zweiten Lesung der Ordnung zusammentrat, machte der baye­
rische Landesbischof Meiser als Leitender Bischof der VELKD von 
dieser Einladung zur Stellungnahme Gebrauch181 und teilte Präses 
Kreyssig mit, die VELKD sei darüber besorgt, daß die dem Entwurf 
zugrundeliegende theologische und kirchenrechtliche Konzeption der 
der VELKD genau entgegengesetzt sei. 182 

Insbesondere vermisse man eine hinreichende Absicherung der konfessionellen 
Bekenntnisse, da sich die Zusammensetzung der APU-Synode allein nach den ter­
ritorialen Gegebenheiten richte. Fraglich sei auch, ob die erstrebte Einheitlichkeit 
für die agendarischen Ordnungen der Gottesdienste und Amtshandlungen bekennt­
nismäßig überhaupt zulässig sei, ja ob überhaupt eine Notwendigkeit bestehe, die 
APU neu zu konstituieren: ,,Das Anknüpfen an verehrungswürdige Traditionen 
kann nach den im Kirchenkampf gewonnenen Erfahrungen den Mangel einer klaren 
Bekenntnisgrundlage nicht ersetzen. Es erfüllt uns mit Bestürzung, daß eine letztlich 
aus Gründen der Staatsräson geschaffene Kirchenform des vorigen Jahrhunderts, 
nachdem der Kampf der Bekennenden Kirche uns eine Fülle von Erkenntnissen 

wir auf die Bekenntnisse zu hören haben und doch um die Freiheit und Vollmacht 
des Heiligen Geistes wissen, nach der die Bibel sich selbst auslegt ... Die Unions­
kirche lehrt uns, daß die Kirche kein Bekenntnis ,haben' soll, sondern daß sie geru­
fen ist, ihr Bekenntnis zu bekennen"; vgl. Obendiek (1950). 

178 Beckmann, Ber. über die Arbeit des Ausschusses I: Auszug Verhandl. Generalsyn. 
APU 1950/1951, 74 f. 

179 Beckmann, Ber. über die Arbeit des Ausschusses I: Auszug Verhandl. Generalsyn. 
APU 1950/1951, 75, 78 f. 

180 So Präses ao. Generalsyn. APU (Kreyssig) an Leitungen Gliedkirchen EKD mit 
Ausnahme der APU u. ihrer Gliedkirchen, Bln.-Charlbg., 16. l. 1951. EZA 7/1166. 
Vgl. Prot. LKL APU, Bin., 10. 1. 1951, TOP 8, 3. EZA 7/1290. 

181 Zum Verlauf der Diskussion mit Meiser vgl. Böhm, 258-260, 298-301, aber auch 
!wand, 17-19.

182 Vgl. Leitender Bischof VELKD an Präses Generalsyn. APU, München, 15. 2. 
1951; gedr. Bielef. o. J. [1951]. Der Brief wurde bis auf die Ebene der Ortskir­
chengemeinden verbreitet; vgl. z. B. Arch. Kirchengem. Isenstedt-Frotheim, 150. 
Abgedr. bei: Hübner (1951 ), 201 f., hier 201. 
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geschenkt hat, in freiem Entschluß einer vom Staate gelösten Kirche wieder zum 
Leben erweckt wird." Unklar bleibe, so Meiser weiter, wie die APU sich selbst 
verstehe, ob sie Kirche oder Kirchenbund sei und welche Auswirkungen ihre Neu­
ordnung auf die EKD haben werde, zumal die Funktionen, die sich die neue APU 
zulege, weitgehend mit denen deckten, die die EKD gegenüber ihren Gliedkirchen 
bereits wahrnehme. Auch die Kontakte zur weltweiten Ökumene würden durch eine 
nicht eindeutig bekenntnisbestimmte Kirche wie die APU nur erschwert. Besser 
wäre es gewesen, man habe die Verselbständigung der Gliedkirchen der APU kon­
sequent bis zum letzten Schritt durchgeführt. 183 

Bei der zweiten Tagung der außerordentlichen Generalsynode im Fe­
bruar 1951 fiel Beckmann die Aufgabe zu, die an den Entwürfen der 
neuen Ordnung für die APU inzwischen geäußerte Kritik vorzutragen. 184 

Auf Meisers Brief, der anschließend der Synode zur Kenntnis gegeben 
wurde, 185 ging er nicht explizit ein, doch berührten seine Ausführungen 
die von Meiser angeschnittenen Themen. Das Präsidium der Synode 
und die Kirchenleitung wurden beauftragt, eine Antwort an Meiser zu 
verfassen. 186 

Trotz eines weiteren, von den Professoren Alfred Jepsen, Walter El­
liger und Robert Stupperich eingebrachten Veränderungsvorschlags 
kam es im Zuge der Beratungen der Synode zu keinen wesentlichen 
Änderungen an der Formulierung des Grundartikels mehr; 187 dem 
Grundartikel wurde lediglich noch die einleitende Formulierung voran­
gestellt: 

„Die Evangelische Kirche der altpreußischen Union weiß sich gerufen, in Buße 
und Dank auch über ihrer besonderen Geschichte die Gnade Gottes zu glauben, 
deren sie sich in ihrer gegenwärtigen Entscheidung getröstet." 188 

Die APU wurde anschließend in Art. 1 - ,,auf der Grundlage ihrer 
Verfassungsurkunde vom 29. September 1922 und in Anerkennung und 
Fortführung der in Treysa 1945 begonnenen Neuordnung" - definiert 

183 Hübner (1951), 201 f. 
184 Vgl. Beckmann, Vortrag: Auszug Verhandl. Generalsyn. APU 1950/1951, 122-

140. Auf Beschluß der Synode wurde das Referat gedruckt; vgl. Beckmann, Neuord­
nung ( 1951 ). Diese Fassung unterscheidet sich von der vor der Synode vorgetrage­
nen in stilistischer Hinsicht nicht unerheblich, weil viele rhetorische Schärfen nun 
abgemildert wurden. Beckmann ging in seinem Vortrag auch auf die von W. Dreß 
vorgetragenen Thesen ein; vgl. Dreß, 20-26.

185 Vgl. Auszug Verhandl. Generalsyn. APU 1950/1951, 140-144. 
186 Vgl. Auszug Verhandl. Generalsyn. APU 1950/1951, 171. 
187 Vgl. Jepsen, Rede: Auszug Verhandl. Generalsyn. APU 1950/1951, 147-149. 
188 Beckmann, Ber. über die Arbeit des Ausschusses I: Auszug Verhandl. Generalsyn. 

APU 1950/1951, 150 f. 
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als „die Gemeinschaft der in ihr zusammengeschlossenen Gliedkirchen 
im Dienst am Evangelium".189 

Wenig später legte Beckmann den Entwurf eines Antwortschreibens 
an Meiser vor, in dem er anhand des Grundartikels das Selbstverständ­
nis der APU zu erläutern suchte. 190 Das fand jedoch nicht die Zustim­
mung Dibelius', da diesem der Begründungszusammenhang „ein ganz 
klein wenig nach einem Minimalbekenntnis und damit nach Konsensus­
union" schmecke. 191 

Erst mit Datum vom 18. Mai 1951 konnte eine - vornehmlich von 
Beckmann und Lücking erarbeitete192 

- Antwort an Meiser ausgefertigt 
werden.193 

Die APU, widersprach man Meiser, sei nicht etwa „wiedererweckt" worden, 
sondern habe nach 1945 stets, wenn auch unter schwierigen äußeren Bedingungen, 
fortbestanden. Darüber sei man mit größter Sorge für die Zukunft der EKD erfüllt, 
wenn Meiser der Überzeugung sei, die einzelnen Gliedkirchen sollten „nach ihren 
reformatorischen Sonderbekenntnissen" aufgegliedert und zusammengeschlossen 
werden. Daß zur Einheit der Kirche die gleichen geschriebenen Bekenntnisschriften 
gehörten, sei ein Mißverständnis; der consensus doctrinae im Sinne eines Konsenses 
in der Verkündigung des Wortes Gottes und in der Verwaltung der Sakramente sei 
in der APU vorhanden. Indem man gemeinsam bekenne, daß die Heilige Schrift 
alleinige Quelle und Richtschnur des Glaubens ist und daß das Heil allein im Glau­
ben empfangen wird, habe man in den lutherischen, reformierten und unierten Ge­
meinden ein und denselben Schlüssel zur Heiligen Schrift. Die dennoch vorhande-

189 Beckmann, Ber. über die Arbeit des Ausschusses 1: Auszug Verhandl. Generalsyn. 
APU 1950/1951, 153 f. Vgl. den Abdr. der Ordnung bei: Beckmann, Neuordnung 
(1951), 23 f. 

190 An den Herrn Leitenden Bischof der VELKD, o. 0., [19. 3.1951]. LKArch. Bielef. 
3, 10-86. An!. zu: Präses ao. Generalsyn. APU an Mitglieder KL APU, Magdeburg, 
19. 3. 1951. LKArch. Bielef. 3,10-86.

191 Der Ev. Bischof v. Berlin (Dibelius) an Kreyssig, Bln.-Dahlem, Ostern 1951. EZA 
614/VII/3: ,,Eine so verstandene Union - das empfinden die Brüder von der 
VELKD ganz richtig - steht dem Luthertum ferner als die Reformierten. Hier wird 
ein Graben gezogen, der so bisher nicht da war." Dibelius betont, er sähe es am 
liebsten, wenn gar keine Antwort auf Meisers Schreiben erfolge. In sein Tagebuch 
trug er ein: ,,Theologen finden immer Gründe, um zu rechtfertigen, was sie ge­
rechtfertigt sehen wollen. Systematische Theologie hat wahrhaftig keine Über­
zeugungskraft!" Dibelius, 0., Tagebucheintrag, [Bin.], 25. 3. 1951. BArch Kobl. N 
1439/3. 

192 Zu entnehmen aus: APU/Präsidium ao. Generalsyn. an Synodale Generalsyn., Bin., 
25. 5. 1951. LKArch. Bielef. 3,10-86.

193 Vgl. Präses Generalsyn. APU an Leitenden Bischof VELKD, z. Zt. Bln.-Charlbg., 
18. 5. 1951. Gedr.: Arch. Kirchengem. lsenstedt-Frotheim, 150. Abgedr. bei:
Beckmann (1981), 51-56.



644 VIII Die APU/EKU als offene und gegliederte Kirchengemeinschaft 

nen Lehrunterschiede aber könne man nicht als kirchentrennend anerkennen. Im 
übrigen wolle man einen Ausschuß bilden, der über die strittigen Fragen weiter 
beraten solle. 

Nach Verhandlung auf der VELKD-Bischofskonferenz antwortete 
Meiser der APU unter dem 13. September 1951. 194 Meiser machte deut­
lich, daß die VELKD im Gegensatz zur eigenständigen gliedkirchlichen 
Entwicklung in der altpreußischen Kirche das Zusammenwachsen zu 
einer lutherischen Kirche anstrebe. Nach Einschätzung der VELKD 
begünstige die Neuordnung der APU die dort vielfach bestehenden 
Unklarheiten über den Bekenntnisstand und habe daher ein Gefälle zu 
einer Konsensusunion. In der Bewertung der Bedeutung des Bekennt­
nisstandes gebe es eine erhebliche Differenz. Auch sei man in der APU 
die Antwort auf die Frage schuldig geblieben, aus welchem Gnmd die 
Lehrunterschiede, die vor 400 Jahren kirchentrennend waren, dies heute 
nicht mehr seien. Ein „consensus de doctrina" sei nicht erreicht; das 
verwische die Neuordnung der APU. 

Die Kirchenleitung der APU beschloß daraufhin, den Briefwechsel 
mit Meiser nicht weiter fortzusetzen; 195 zu unüberwindlich erschien der 
Dissens. Die APU strebte weiter einen „Ort zwischen unio und confes­
sio" an. 196 Wie dies zu verstehen sei, wurde später im Lehrgespräch 
zwischen den Theologischen Ausschüssen der VELKD und der APU/ 
EKU erörtert, ohne daß es freilich zu einer grundsätzlichen Behebung 
der Differenzen zwischen lutherischen Kirchen und Union gekommen 
wäre (s. VIII.6.4.1 ). 197 

6. Die Auseinandersetzungen mit der DDR-Regierung

über die Bezeichnung der altpreußischen Kirche und

der Kirchenprovinzen Pommern und Schlesien 

Als am 18. Februar 1951 die Altpreußische Generalsynode zu ihrer 
zweiten Versammlung zusammenkam, blieb nicht nur ihrem Plenum, 
sondern danach auch der Öffentlichkeit verborgen, 198 daß Dibelius an 
diesem Tag ein „nicht offizielles Schreiben" des stellvertretenden Mini-

194 VELKD/Der Leitende Bischof an Präses Generalsyn. APU (Kreyssig), München, 
13.9.1951. LKArch. Bielef. 4,53-1,4; abgedr. bei: Beckmann (1981), 57-62. 

195 Vgl. Prot. KL APU, [Bin.), 7. 11. 1951, TOP 2. EZA 7/1291. 
196 Kreyssig, 169. 
197 Vgl. EIiiger, 164. 
198 Im Synodalprotokoll findet sich kein Hinweis auf diesen Brief. 
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sterpräsidenten der DDR, Otto Nuschke, erhalten hatte. 199 Dessen „rein 
persönliche Bemerkungen" ließen durchblicken, daß namhafte Mitglie­
der der Regierung der DDR Anstoß an der Namensgebung „Evangeli­
sche Kirche der altpreußischen Union" genommen hätten. Er, Nuschke, 
halte es „unter den gegebenen Verhältnissen" für taktisch klug, auf den 
belasteten Begriff „Preußen" im Namen der Kirche zu verzichten, und 
schlage vor, statt dessen beispielsweise von der „Evangelisch-unierten 
Kirche in Deutschland" oder der „Deutschen Evangelisch-unierten Kir­
che" zu sprechen. 200 

Kritik an der Bezeichnung „altpreußisch" war freilich zuvor auch schon - wenn 
auch aus anderen Beweggründen - aus westlicher Richtung vorgetragen worden: 
„Nicht einmal der Name der ,altpreußischen Union' bezeichnet heute noch ein 
Programm. Die territoriale Grundlage der altpreußischen Landeskirche existiert 
nicht mehr; das dazugehörige Staats- und Kirchenvolk lebt zum Teil woanders unter 
völlig veränderten Lebensformen. Und mit dem historisch belasteten Namen der 
,Union' läßt sich das weit über den Rest von Altpreußen hinaus verbreitete echte 
Anliegen nicht mehr ausdrücken, evangelische Kirchen und Gemeinden zu einer 
Gemeinschaft des Glaubens und Bekennens zusammenzuführen und ihr auch in 
gottesdienstlicher Gemeinschaft Ausdruck zu geben."201 

Dibelius trug Nuschkes Brief im Hauptausschuß der Synode vor, der 
daraufhin beschloß, den Begriff „altpreußisch" nicht zu ändern, in Arti­
kel 11 der Ordnung aber auf die namentliche Aufzählung der Provinzen 
zu verzichten, um so etwaigen Beanstandungen aus dem Wege zu ge­
hen.202 Nuschkes Brief hatte nämlich auch verlauten lassen, daß es mit 
den staatlichen Interessen sehr schwer vereinbar sein würde, wenn in 
der neuen Ordnung weiter von einer „Pommerschen Evangelischen 
Kirche" oder einer „Evangelischen Kirche für Schlesien" die Rede sei: 
das sei außenpolitisch untragbar und werde „zweifellos zu diplomati­
schen Einsprüchen führen".203 

An der Verwendung der Bezeichnung „schlesisch" für die in Görlitz wirkende 
Kirchenleitung war bereits 1948 seitens der polnischen Militärmission Kritik geübt 
worden;204 im Sommer 1950 war es dann deswegen zu einem Schriftwechsel mit der 
DDR-Regierung gekommen. Der EOK machte geltend, daß die Bezeichnung der 
Kirche „Evangelische Kirche von Schlesien" und nicht „Evangelische Kirche in 

199 Tagebucheintrag von Dibelius für den 18. 2. 1951; vgl. Dibelius, 0., Tagebuchein-
trag, [Bin.), 20. 2. 1951. BArch Kobl. N 1439/3. 

200 DDR/Otto Nuschke an Dibelius, Bin., 17.2. 1951. EZA 7/1002, BI. 89 f. 
201 Goltzen, 13. 
202 Vgl. Dibelius, Otto, Tagebucheintrag, [Bin.), 20. 2. 1951. BA Kobl. N 1439/3. 
203 DDR/Otto Nuschke an Dibelius, Bin., 17. 2.1951. EZA 7/1002, BI. 89 f. 
204 Vgl. Kamme!, Niederschr. über ein Gespr. mit Oberstleutnant Meiler, Bin., 9. 2. 

1948, 2-4. EZA 7/14025, BI. 237v-238v. 
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Schlesien laute, so daß mit der Namensgebung politische Reminiszenzen nicht ver­
bunden seien.205 Die DDR-Regierung insistierte aber - damit ,,unerwünschte Miss­
verständnisse [polnischerseits] vermieden werden könnten" - weiter darauf, den 
Namen zu ändern: ,,Vielleicht liesse sich doch eine Bezeichnung finden, die trotz­
dem den Bekenntnisunterschied zwischen den Gemeinden der ehemaligen Kirchen­
provinz Schlesien und der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens aus­
drückt. Ich darf in diesem Zusammenhang auf die Handhabung der katholischen 
Kirche hinweisen, die das entsprechende in den Grenzen der Deutschen Demokrati­
schen Republik liegende Gebiet des Erzbistums Breslau als ,Erzbischöfliches Amt 
Görlitz' bezeichnet."206 Eine wesentlich härtere Gangart in der Namensfrage begann 
sich bereits im September 1950 durch ein Schreiben des sächsischen Ministerpräsi­
denten abzuzeichnen: ,,Da nach dem Beschluss der Alliierten Preussen nicht mehr 
existiert, kann es auch keine ,Evangelische Kirche von Schlesien' mehr geben."207 

Bischof Hornig antwortete mit dem Hinweis, daß sich die Kirche seit Jahrhunderten 
nach dem historischen Kirchengebiet benenne; dies müsse nicht deckungsgleich mit 
dem Territorium des Staates sein; man sehe u. a. auf das Beispiel der Kirche „von 
Pommern im Lande Mecklenburg".208 

Vor der Generalsynode wurde zwar erwähnt, man habe sich „noch 
einmal mit der Frage des Namens unserer Kirche beschäftigen müssen", 
der aktuelle Anlaß des Nuschke-Briefes aber verschwiegen.209 Den Na­
men „altpreußische Union" unverändert lassen zu wollen, wurde damit 
begründet, daß „altpreußisch" kein Territorialbegriff sei; außerdem 
wolle man nicht den Anschein erwecken, als bilde man nun eine neue 
Kirche, die auch den Anspruch entwickeln könne, andere Kirchen in 
den Rahmen dieser Ordnung hereinzubitten:210 

„Jeder allgemeinere Name würde zur Vorbedingung haben, dass wir vorher mit 
den übrigen evangelisch-unierten Kirchen in Deutschland Fühlung nehmen. Man 
würde es uns mit Recht verübeln, wenn wir plötzlich einen Namen annehmen 
würden, der zu der Frage Anlass gäbe, warum nicht auch Anhalt, Hessen, Baden 
usw. zu dieser Kirche gehören."211 

205 Vgl. u. a. EOK APU an Regierung DDR/Hauptabt. Verbindung zu den Kirchen, 
Bin., 27.7. 1950. EZA 7/14025, BI. 265. 

206 DDR/Otto Nuschke an EOK APU (Dibelius), Bin., 4. 8. 1950. EZA 7/14025, BI. 
267. 

207 Landesregierung Sachsen/Der Ministerpräs. an Konsistorium der Ev. Kirche, Gör­
litz(!], Dresden, 5.9.1950. EZA 7/14025, BI. 270. 

208 Vgl. Kons. Ev. Kirche v. Schlesien an Ministerpräs. Landesregierung Sachsen, 
Görlitz, 15.9. 1950. EZA 7/14025, BI. 271. 

209 Auszug Verhandl. Generalsyn. 1950, 156. - Das Schreiben Nuschkes wurde von 
Dibelius erst am 27. 3. 1951 offiziell an den EOK weitergegeben (Eingangsstempel 
V. 29. 3. 195]).

210 Vgl. Auszug Verhandl. Generalsyn. 1950, 156 f. 
211 Dibelius an Nuschke, o. 0., 24. 2. 1951. BA Kobl. N 1439/8. 
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Der von Dibelius unternommene Versuch, Nuschke die Haltung der 
Synode zu vermitteln, scheiterte; der Innenminister der DDR, Karl 
Steinhoff, erhob gegen die neue Ordnung der APU Einspruch. 212 Den­
noch setzte man die Ordnung in Kraft, um nicht den Eindruck zu er­
wecken, man scheue den Konflikt.213 Am 15. Juli 1951 - einen Tag nach 
dem Ende des Kirchentages in Berlin - wurde sie in den Amtsblättern, 
auch in den lizensierten des Ostens, veröffentlicht.214 

Wähnte man schon, sich damit gegenüber der DDR durchgesetzt zu 
haben, so wurde man 1952 eines Besseren belehrt. Die DDR-Regierung 
hielt in vollem Umfange an den Einwendungen gegen die Ordnung der 
APU fest; in den anschließenden Verhandlungen konnte kein Einlenken 
ihrerseits bewirkt werden.215 Der Konflikt führte schließlich bis dahin, 
daß die erste Synode der neugeordneten APU, die sich in Görlitz ver­
sammeln sollte, verboten wurde und deshalb nach Berlin-Spandau ver­
legt werden mußte.216 Wie unnachgiebig die DDR auf ihrem Standpunkt 
beharrte, zeigte sich daran, daß sie die Geschäftsführung der Evangeli­
schen Verlagsanstalt Berlin vor die Wahl stellte, im Pfarrerkalender für 
1953 entweder auf die Nennung der APU ganz zu verzichten oder deren 
Bezeichnung durch eine ihr nicht anstößige zu ersetzen. Im Amtskalen­
der erschien daraufhin der Name „Evangelische Unierte Kirche 
Deutschlands". 217 

Der Konflikt löste sich erst 1953, nachdem die Synode offiziell auf 
die Bezeichnung „altpreußisch" verzichtete und als Namen „Evangeli­
sche Kirche der Union" beschloß. Vor der Öffentlichkeit der Synode 

212 Vgl. DDR/Otto Nuschke an Kanzlei EKD, Bln., 28. 4. 1951. EZA 7/1002, Bl. 149-
152. Vgl. Seidel (1993), 135.

213 Dieses Motiv ergibt sich aus einer Tagebucheintragung Dibelius' v. 5. 6. 1951: 
„Ich erkläre mich bereit, die Grundordnung nach der Ostkirchenkonferenz am 
19. 6. in Kraft zu setzen, da ich es rebus sie stantibus nicht dahin kommen lassen
kann, daß Steinhof[f] meinen könnte, wir hätten vor ihm Angst. Und die Situation
vor dem Kirchentag [in Berlin Mitte Juli 1951] ist günstiger als die nachher." Di­
belius, 0., Tagebucheintrag, [Bin.], 5. 6. 1951. BA Kobl. N 1439/3. Dies widerlegt
die spätere offizielle Darstellung, der Inkraftsetzung der Ordnung der APU habe
ein Mißverständnis der Position der DDR-Regierung in dieser Frage zugrundege­
legen; vgl. dazu Beckmann in: KJ (1952), 111-117, sowie Seidel ( 1993 ), 136.

214 Vgl. Verhandl. Syn. APU 1952, 39. 
215 Darges!. bei: Seidel (1993), 135-137. 139 f. 
216 Vgl. Seidel (1993), 137. Vgl. auch den Arbeitsber. über die Tätigkeit der KL der 

APU, den der interimistische Vorsitzende, Prof. Knak, u. Propst Böhm gaben; vgl. 
Verhandl. Syn. APU 1952, 5 f. 27-44. 

217 Vgl. APU/Präses d. Syn. (Kreyssig) an Kirchenkanzlei APU (z. Hd. Präses Hilde­
brandt), Bln.-Charlbg., 5.1. 1953. EZA 7/1004. 
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betonte man, es seien kirchliche Gründe, die den Namenswechsel ge­
böten: 

,,Zu einer Änderung ihres Namens kann sich eine Kirche nur dann entschließen, 
wenn sie vom Wort Gottes her oder durch zwingende geistliche Gründe dazu genö­
tigt wird. Der Rat unserer Kirche wie auch der Ordnungsausschuß der Synode hat 
nach gewissenhafter Prüfung solche Gründe anerkennen müssen und daher die 
Vorlage der Synode unterbreitet."218 

Man besann sich nun darauf, daß der Name „Evangelische Kirche der 
altpreußischen Union" nur eine kurze Tradition (seit 1922) aufwies, und 
fand sich auch bereit, in Artikel 1 auf die Nennung der für die APU 
konstitutiven geschichtlichen Daten 1922 und 1945 zu verzichten. Die 
Gliedschaft in der EKU wurde insofern neu definiert, als man dafür 
nicht mehr die Herkunft aus der APU namhaft machte, sondern den 
einzelnen Gliedkirchen anheimgab, ihre Gliedschaft durch Beschluß 
festzustellen, um so auch den letzten Rückschluß auf „Altpreußen" aus 
der Ordnung zu tilgen.219 Die entsprechenden Gesetzesänderungen wur­
den von der Synode ohne Aussprache bei nur zwei Gegenstimmen be­
schlossen. 220 Damit ging die Geschichte der „Evangelischen Kirche der 
altpreußischen Union" am 12. Dezember 1953 zu Ende. Präses Kreyssig 
hielt es für angemessen, die Synode aufzufordern, ,,in diesem ge­
schichtlichen Augenblick" Gott zu danken, ,,indem wir des Auftrages 
der Kirche für die Welt gedenken und miteinander singen ,Wach auf, 
wach auf, du deutsches Land!"'.221 

Daß die Namensänderung aus kirchlichen, nicht politischen Gründen 
erfolgt sei, nahm man der Synode schon im Dezember 1953 nicht ab.222 

Bei einer Nachbesprechung bei Dibelius wurde dazu die Behauptung 
aufgestellt, Persönlichkeiten wie der rheinische Präses Held, der westfä­
lische Präses Wilm und auch Martin Niemöller hätten die Entscheidung 
der Synode aus persönlichen wie politischen Gründen angestrebt, ande­
ren sei es um die Eröffnung eines Weges hin zu einer unierten Kirche in 
Deutschland gegangen.223 Indizien dafür, daß diese Motive zumindest 
eine Rolle spielten, lassen sich benennen: Im Rat der APU war schon im 

218 Verhandl. Syn. APU 1953, 177; hier 180. 
219 Vgl. Verhandl. Syn. APU 1953, 176 ff. 
220 Vgl. Verhandl. Syn. APU 1953, 180-182. 236-238. 
221 Vgl. Verhandl. Syn. APU 1953, 238. 
222 Vgl. Ber. des Beobachters der Syn. für die VELKD: VELKD/Luth. Kirchenamt 

(Zimmermann) an Landesbischof Meiser, Bln.-Schlachtensee, 16. 12. 1953, 2. 
LKArch. Hannover D 15 Vl/92. 

223 Vgl. VELKD/Luth. Kirchenamt (Zimmermann) an Landesbischof Meiser, 2. 
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Mai 1953 herausgestellt worden, daß die Kirche in der DDR an Rö-
mer 13 gebunden sei, gleichwohl ihren Verkündigungsauftrag auch in 
einer kommunistisch geordneten Gesellschaft um keinen Preis aufgeben 
dürfe.224  Das bedeutete eine Verschiebung der „Frontlinie" und faktisch 
die Preisgabe des Namens der APU. Hinzu trat die Befürchtung, die 
Presse könne aus dem Konflikt zwischen der APU und der DDR-
Regierung politisches Kapital zu schlagen versuchen.225  Prases Wilm 
startete wenig später — auch unter dem Eindruck der nach dem Scheitern 
des Aufstandes vom 17. Juni 1953 noch schwieriger gewordenen Ver-
hältnisse in der DDR — eine Initiative zur „Intensivierung des Zusam-
menkommens evangelischer Christen aus Ost und West", um auf diese 
Weise den Kontakt zwischen beiden Teilen nicht abreißen zu lassen 
(s. VIII.6.3).226  Unvermeidlich ging damit einher ein erstes Sichfigen in 
die seitens der DDR gesetzten politischen Gegebenheiten. Die dafür 
bemühten theologischen Begründungen erscheinen in der Rückschau 
allerdings als eine bloße Kaschierung der politischen Zwänge, denen 
man sich ausgesetzt sah und denen man nachgegeben hatte. 

Jürgen Kampmann 
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